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Die Weltgesundheitsorganisation 
WHO schätzt, dass über eine Milliar-
de Menschen keinen Zugang zu sau-
berem Trinkwasser haben. Sogar mehr 
als doppelt so viele verfügen nicht über 
menschenwürdige, zureichende sani-
täre Einrichtungen, mit gravierenden 
negativen Auswirkungen für ihre Le-
bensbedingungen. Achtzig Prozent le-
ben im ländlichen Raum in den Län-
dern des Südens. Auf dem UN-Mil-
lenniumsgipfel im Jahr 2000 hat sich 
die internationale Staatengemeinschaft 
zum Ziel gesetzt, die Anzahl dieser 
Menschen bis 2015 zu halbieren. Nach 
Schätzungen des UN-Kinderhilfswerks 
UNICEF müssen dafür angesichts des 
Bevölkerungswachstums 1,6 Milliar-
den Menschen – das sind jeden Tag 
231.000 – Zugang zu sauberem Trink-
wasser erhalten (UN 2004). Die Welt-
bank gehört zu den wichtigsten Ent-
wicklungsorganisationen, die sich die 
Umsetzung dieses Ziels auf die Fahnen 
geschrieben haben. 

2005 wird nicht nur das erste Jahr 
einer neuen UN-Dekade für Trink-
wasser sein, sondern auch das Jahr 5 
nach dem Millenniumsgipfel von New 
York. Zehn Jahre vor Ablauf der Frist 
für die Erreichung der Ziele ist das 
ein guter Zeitpunkt, um die Akteu-
re der Entwicklungszusammenarbeit 
an ihre Versprechen zu erinnern. Kon-
krete Schritte und Erfolge werden ge-
fragt sein, speziell im Hinblick auf die 
Verbesserung der Wasserversorgung in 
städtischen Slums und im ländlichen 
Raum. 

Unterstrichen wird die Dringlichkeit 
durch den Rechtskommentar des Ko-
mitees für wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte der Vereinten Nati-
onen (WSK-Komitee) vom November 
2002, der darlegt, dass der Zugang zu 
Wasser als Menschenrecht zu betrach-
ten ist, dessen Verwirklichung für Re-
gierungen und internationale Organi-
sationen verbindlich ist (siehe Box 4). 
Wasser ist eben kein Wirtschaftsgut 
wie jedes andere, wie die Befürworter 

von Kommerzialisierung und Privati-
sierung im Wassersektor behaupten.

Die Weltbank spielt eine Schlüs-
selrolle für den gesamten Wassersek-
tor. Die finanziellen Zuwendungen 
der Bank sind zwar insgesamt gerin-
ger als die Kredite und Zuschüsse aller 
bilateralen Geber zusammengenom-
men (Brugger 2004, 12), jedoch beein-
flusst sie aufgrund ihrer hervorgeho-
benen Stellung in der Entwicklungszu-
sammenarbeit die Politik der Empfän-
gerländer ebenso wie die der anderen 
multilateralen sowie der bilateralen 
Geber maßgeblich. Sie prägt die natio-
nale und internationale Wasserpolitik 
(siehe Anhang) sowohl durch die Ver-
knüpfung ihrer Kreditvergabe an strik-
te Konditionalitäten, als auch durch 
ihre Meinungsführerschaft im Wasser-
diskurs. Damit hat sie entscheidenden 
Einfluss auf die Konzepte und Strategi-
en zur Verbesserung der Wasserversor-
gung in vielen Ländern. 

Inzwischen gibt es eine Reihe von 
Studien, die die Politik der Weltbank 
im städtischen Wassersektor unter-
sucht haben. Dagegen ist der ländliche 
Raum bislang weitaus weniger in den 
Blick geraten, obwohl hier gegenwär-
tig die meisten Menschen ohne Zu-
gang zu sauberem Trinkwasser und 
sanitären Einrichtungen leben. Sie ge-
hören zu den wirtschaftlich und sozi-
al schwächsten Bevölkerungsgruppen. 
Eine bessere, gesicherte Wasserversor-
gung wäre damit ein wesentlicher Bei-
trag zur Armutsminderung im ländli-
chen Raum.

Im Folgenden wird zunächst die 
Wasserpolitik der Weltbank seit An-
fang der 1990er Jahre umrissen, in de-
ren Zentrum die Auffassung von Was-
ser als Wirtschaftsgut steht. Danach 
werden die Wasserpolitik in Sri Lan-
ka und Indien und die Rolle der Welt-
bank bei ihrer Konzeptionierung und 
Umsetzung beschrieben. Die beiden 
Länder wurden gewählt, weil dort die 
Weltbank ihre Politik sowohl auf der 
Projekt- als auch auf der Programm- 
und Sektorebene geradezu exempla-

Einleitung

Der Zugang zu Wasser gilt bei 
den Vereinten Nationen als 
Menschenrecht, dessen Ver-
wirklichung für Regierungen 
und internationale Organisatio-
nen verbindlich ist.
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bieten damit die Möglichkeit, die bis-
herigen Auswirkungen der Wasserpoli-
tik der Weltbank im ländlichen Bereich 

zu betrachten und daraus Anforderun-
gen an eine zukünftige Wasserpolitik 
abzuleiten.



König Kunde? Die neue Wasserpolitik der Weltbank

5

Der Wassersektor nimmt in der Po-
litik der Weltbank eine zentrale Stel-
lung ein. Das schlägt sich zum einen 
in seinem Anteil an der Kreditvergabe 
nieder. In den 1990er Jahren wurden 
rund 16 Prozent aller Bankkredite für 
die Entwicklung von Wasserressour-
cen und Wasser bezogenen Dienstleis-
tungen bereitgestellt. Im Schnitt hat die 
Weltbankgruppe 3 Milliarden US-Dol-
lar im Jahr in den Wassersektor und 
damit verbundene Bereiche investiert. 
Damit hatte sie einen Anteil von fünf 
Prozent an den Gesamtinvestitionen in 
den Wassersektor der Entwicklungslän-
der (Briscoe 2003, 18). Im Geschäfts-
jahr 2001 beliefen sich die ausstehen-
den Kredite im Wassersektor auf ins-
gesamt rund 20 Milliarden US-Dollar, 
davon entfielen 4,8 Milliarden auf den 
städtischen Bereich, 5,4 Milliarden auf 
Bewässerung, 1,7 Milliarden auf Was-
serkraftprojekte, 3 Milliarden auf den 
Umweltschutz im Wasserbereich und 
lediglich 1,7 Milliarden auf die ländli-
che Versorgung (Alexander 2002, 4). 

Zum anderen hat die Weltbank 
die Entstehung zahlreicher Organisa-
tionen und Institutionen angestoßen 
oder ist an ihnen einflussreich betei-
ligt, die die Wasserpolitik im vergan-
genen Jahrzehnt entscheidend geprägt 
haben. Dazu gehören unter anderem 
das bei der Weltbank angesiedelte Wa-
ter and Sanitation Program (WSP), das 
1977 gemeinsam mit dem UN-Ent-
wicklungsprogramm UNDP gegründet 

wurde und Wasserversorgung und sa-
nitäre Einrichtungen in ländlichen und 
peri-urbanen Gebieten fördern soll, die 
Global Water Partnership (GWP), die 
die »World Water Vision 2000« ent-
warf, der Weltwasserrat (WWC) und 
die Weltwasserkommission (WCW), 
zwei einflussreiche wasserpolitische 
Think-tanks (siehe Anhang: Internati-
onale Wasserpolitik).

Schließlich schlägt sich die Bedeu-
tung, die die Weltbank dem Wassersek-
tor beimisst, in einer Vielzahl von Stra-
tegie- und Politikpapieren nieder. Dazu 
gehören insbesondere:
1. Das 1993 verabschiedete Politikpa-

pier zum Management von Wasser-
ressourcen (World Bank 1993), das 
nach Aussage der Bank »den breiten 
globalen Konsens widerspiegelt, der 
beim Erdgipfel in Rio 1992 geschmie-
det wurde« (World Bank 2003c, 1). 

2. Die Sektorstrategie Wasserressour-
cen (Water Resources Sector Strategy, 
WRSS) von 2003, mit der die Bank 
ein klares Zeichen setzt, dass sie die 
Finanzierung von Reformen und Pro-
jekten im Wassersektor in Zukunft 
ausweiten will (World Bank 2003c). 

3. Der Infrastruktur-Aktionsplan von 
2003, der eine massive Aufstockung 
der Investitionen in neue Großprojek-
te wie Staudämme ankündigt (World 
Bank 2003a).

Teil 1. Die Wasserpolitik der Welt-
bank seit Beginn der 1990er Jahre

Die Bedeutung des Wassersek-
tors für die Weltbank spiegelt 
sich wider in einem 16-prozen-
tigen Anteil an der Kreditverga-
be, in der Gründung zahlreicher 
Organisationen und Programme 
sowie in etlichen Strategie- und 
Politikpapieren.

Bis Anfang der 1990er Jahre war 
die Wasserpolitik der Weltbank weit-
gehend auf die finanzielle Unterstüt-
zung staatlich bereitgestellter Infra-
struktur ausgerichtet. Nach dem Ende 
der 1.UN-Wasserdekade (1981-1990), 
die ihr Ziel »Wasser für Alle« trotz er-
heblicher Investitionen und einiger be-
merkenswerter Erfolge verfehlte, er-

folgte eine grundlegende Neuorientie-
rung. Die Weltbank verstärkte die Be-
strebungen, den bis dahin weitgehend 
öffentlichen Infrastrukturbereich und 
damit auch den Wassersektor umfas-
send zu reformieren. 

Das erklärte Ziel der angestrebten 
Sektorreformen: Die Versorgung für 
alle zu verbessern, insbesondere aber 

1.1. Reformagenda
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Kernbestandteile des Lösungskon-
zepts, das zum Beispiel im Weltent-
wicklungsbericht 1994 (World Bank 
1994) seinen Niederschlag fand, sind
• Autonomie, Dezentralisierung, Kom-

merzialisierung und Kostendeckung 
als Grundprinzipien für Versorgungs-
betriebe,

• Wettbewerb durch Privatisierung be-
ziehungsweise durch eine Beteiligung 
privater – vor allem ausländischer – 
Unternehmen (Private Sector Parti-
zipation, PSP) neben öffentlichen Be-
trieben und Nutzerorganisationen,

• Regulierung durch autonome Insti-
tutionen, die für Versorgungsunter-
nehmen verlässliche Vorgaben un-
abhängig von politischer Einfluss-
nahme machen, darüber hinaus aber 
auch ökologische und soziale Krite-
rien, wie etwa erschwingliche Preise 
für ärmere Einkommensgruppen, be-
rücksichtigen sollen.

Nachdem die Strukturanpassungs-
programme in den 1980er Jahren vor 
allem darauf ausgerichtet waren, durch 
Deregulierungsmaßnahmen staatliche 
Steuerungsfunktionen einzuschränken, 
wird mittlerweile zumindest anerkannt, 

dass der Staat bei »guter Regierungs-
führung« (Good Governance) eine po-
sitive Rolle im Entwicklungsprozess 
spielen kann. Transparenz und Kor-
ruptionsfreiheit staatlichen Handelns 
werden als zentral für eine gute Regie-
rungsführung angesehen. Im Rahmen 
der Good-Governance-Agenda soll der 
Staat unter anderem mit Hilfe von Ge-
setzgebung und Rechtsprechung markt-
konforme Entwicklungsprozesse unter-
stützen. Der Staat soll als »Fazilitator« 
agieren. Anstatt selber Dienstleistun-
gen zur Verfügung zu stellen, soll er 
das Klima schaffen, das privaten und 
gesellschaftlichen Akteuren ermöglicht, 
diese Aufgaben zu übernehmen. 

Nach Auffassung der Weltbank be-
steht die Rolle der multi- und bilatera-
len Entwicklungszusammenarbeit bei 
diesen Reformen darin, die Partner-
regierungen zu unterstützen, die da-
für notwendigen Rahmenbedingungen 
herzustellen, also die institutionellen 
und rechtlichen Voraussetzungen für 
die Umgestaltung einschließlich einer 
Kommerzialisierung und Privatisierung 
zu schaffen1.

Nach Auffassung der Weltbank 
besteht die Rolle der multi- und 
bilateralen Entwicklungszusam-
menarbeit darin, die institutio-
nellen Voraussetzungen für eine 
Kommerzialisierung und Privati-
sierung zu schaffen.

1 Dieses Verständnis von der »neuen« Rolle des 
Staates als Katalysator für Wachstum und 
gleichzeitig als Kontrollinstanz unabhängiger 
Dienstleister zeigt sich unter anderem im Welt-
entwicklungsbericht 1997 (»Der Staat in einer 
sich ändernden Welt«) und im Weltentwick-
lungsbericht 2004 (»Funktionierende Dienst-
leistungen für arme Menschen«).

Tabelle: Versorgung mit Trinkwasser und sanitären Einrichtungen 
1990 und 2000, nach Regionen (in Prozent)

Länder

Wasserversorgung (in %) Sanit. Einrichtungen (in %)

Städt. Bev. Ländl. Bev. Städt. Bev. Ländl. Bev.

1990 2000 1990 2000 1990 2000 1990 2000

Afrika 84 85 44 47 85 84 49 45

Asien 94 93 67 75 67 78 23 31

Lateinamerika 92 93 56 52 85 87 39 49

Weltweit 95 94 66 71 82 86 35 38

Quelle: WHO, UNICEF, WSSCC (2000), Joint Monitoring Programme, Global Water Sup-
ply and Sanitation Assessment 2000 Report. WHO: Genf.

für die ärmeren Bevölkerungsgruppen. 
Zentrale Begründungen für den Re-
formbedarf waren die Probleme vieler 

öffentlicher Versorgungsunternehmen 
und der prognostizierte hohe Finanzie-
rungsbedarf.
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Mit dem Politikpapier zum Manage-
ment von Wasserressourcen von 1993 
(World Bank 1993) stellte die Welt-
bank die Weichen für eine grundlegen-
de Wende in ihrer Politik im gesamten 
Wassersektor. Dies betraf das Ressour-
cenmanagement, die Versorgung mit 
Trinkwasser und sanitären Einrichtun-
gen, Bewässerung, Wasserkraft und die 
Beziehungen zwischen Wasserressour-
cen und Umweltschutz. Die Kernele-
mente dieser Wende finden sich in al-
len folgenden Papieren und Veröffent-
lichungen wieder. Ziel der Bank ist es 
seitdem, die Verbesserung des Zugangs 
zu Trinkwasser nicht allein über die 
Ausweitung ihrer Finanzierung für den 
Sektor, sondern vor allem über grund-
legende strukturelle Veränderungen in 
den Empfängerländern zu erreichen. 
»Die Weltbankgruppe wird auch wei-
terhin Partner sein bei der Beschaffung 
von Investitionen und der Durchfüh-
rung von systematischen und schwer-
punktmäßigen Reformen, die auf nach-
haltiges integriertes Ressourcenmanage-
ment und Dienstleistungen und damit 
auf verantwortungsbewusstes Wachs-
tum und auf Armutsminderung in Ent-
wicklungsländern abzielen.« (World 
Bank, o.J., 22)

Die Weltbank sieht sich dabei auf-
grund ihrer Position als besonders prä-
destiniert, die Regierungen bei diesen 
Reformen zu beraten und zu unterstüt-
zen: 
»Angesichts der gewaltigen Herausfor-
derungen, die technische, finanzielle, 
soziale und ökologische Leistungsfähig-
keit von Wassermanagement weltweit 
zu verbessern, ist die Weltbankgruppe 
bereit, ihre anerkannten komparativen 
Vorteile bei Leistung und Wissen, ihre 
Koordinationsmacht, ihre Fähigkeit, 
Wasserthemen mit anderen Bereichen 
durch umfassende wirtschaftliche Akti-
vitäten zu verknüpfen, ihre interdiszip-
linäre Perspektive, ihre Beziehungen zu 
nahezu allen Anrainerländern von Flüs-
sen, ihre Kombination von Kenntnissen 
und finanziellen Ressourcen sowie ihre 
Aktivitäten auf allen Ebenen (lokale 
Wassereinzugsgebiete, Städte, Bewässe-
rungsregionen, Flusseinzugsgebiete und 
Grundwasserressourcen, national wie 
regional) und die Fähigkeit, sie zu inte-
grieren, einzubringen.« (ebda) 

Als Grundlage für die geforderten 
umfassenden Reformen beruft sie sich 
auf einen angeblichen »globalen Kon-
sens« für ein modernes Ressourcenma-
nagement, die »Prinzipien von Dub-

Der Einfluss der Konsumenten 
auf die Anbieter soll gestärkt 
werden. Die Verpflichtung des 
Staates bei der Versorgung aller 
tritt dabei in den Hintergrund.

Das Politikpapier zum Manage-
ment von Wasserressourcen 
sollte die Weichen  für eine 
grundlegende Wende im Was-
sersektor stellen. Die Weltbank 
sieht sich dabei aufgrund ih-
rer Koordinationsmacht und 
Beziehungen zu nahezu allen 
Anrainerländern von Flüssen als 
zentrale Institution für die Re-
formen.

Box 1: Schlüsselbegriffe der Wasserpolitik der Weltbank: 
Dezentralisierung und Rechenschaftspflicht

Dezentralisierung wird als ein Mittel gesehen, um der Bevölkerung mehr Möglich-
keiten zu geben, staatliches Handeln zu beeinflussen und zu kontrollieren. Entschei-
dungsprozesse sowie finanzielle Ressourcen werden von staatlichen Stellen auf natio-
naler Ebene auf öffentliche Institutionen »vor Ort« verlagert. 

Dabei reicht eine bloße Verlagerung von Verantwortlichkeit allein nicht aus. »Wenn 
zentralstaatliche Funktionen auf untere Regierungsebenen übertragen werden, aber 
sonst keine Reformen erfolgen, sind kaum Veränderungen zu erwarten.« (Weltbank 
2004, 186). Ein Dreh- und Angelpunkt dieser Reformen ist nach Auffassung der Welt-
bank eine verbesserte Rechenschaftspflicht (»Accountability«). Eine Voraussetzung 
dafür sei eine strikte Aufgabentrennung zwischen (politischen) Entscheidungsträgern 
und (wirtschaftlichen) Dienstleistern, indem der Staat sich aus seiner Rolle als Bereit-
steller und Gewährleister von Basisversorgungseinrichtungen zurück zieht. Gleichzei-
tig soll die Macht von Verbrauchern (»Client power«) gestärkt werden, öffentliche 
und private Dienstleister zur Einhaltung ihrer Versorgungsaufgaben zu bewegen. Die 
Verpflichtung des Staates, die Daseinsvorsorge für alle sicherzustellen, tritt damit hin-
ter der Vorstellung zurück, dass die Konsumenten selbst in der Lage seien, über die 
Marktmechanismen ihre Interessen und ihren Einfluss auf die Dienstleister wahrzuneh-
men. 

1.2. Strategie für den Wasserbereich:  
Das Politikpapier von 1993 
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sätze, die 1992 auf der Internationalen 
Konferenz »Wasser und Umwelt« im 
irischen Dublin verabschiedet wurden 
(siehe Box 2), bei der Weltbank auf 
drei reduziert: das ökologische Prin-
zip eines integrierten Managements auf 
der Grundlage von Flusseinzugsgebie-
ten, das institutionelle Prinzip, wonach 
alle »Stakeholder« (Staat, Privatwirt-
schaft, Zivilgesellschaft) beteiligt wer-
den sollten, und drittens das instru-
mentelle Prinzip, demzufolge die Ver-
teilung und Qualitätsverbesserung der 
knappen Ressource Wasser am bes-
ten über Anreize und wirtschaftliche 
Grundsätze erfolgen sollte, da Wasser 
ein Wirtschaftsgut wie jedes andere 
sei. Die grundsätzliche Forderung der 
»Dublin-Prinzipien« nach Partizipati-
on fällt dabei unter den Tisch, die zen-
trale Rolle von Frauen wird auf einen 
Nebensatz reduziert. Statdessen betont 
die Weltbank die Rolle der Privatwirt-
schaft, die in den »Dublin-Prinzipien« 
überhaupt nicht erwähnt wird. Nan-
cy Alexander, Direktorin des zivilge-
sellschaftlichen Netzwerks CNES (Ci-
tizens’ Network on Essential Services), 
sieht daher in der neuen Politik eine 
»dramatische Verlagerung« hin zur Be-
tonung von privater Beteiligung, von 
Preis- und Kostenfragen und Wasser-
märkten (Alexander 2002).

Mit den »Dublin-Prinzipien« wurde 
Anfang der 1990er Jahre die Vorstel-
lung von Wasser als einem Wirtschafts-
gut in der internationalen Diskussi-
on verankert. Die bis dahin verfolgten 
»angebotsorientierten Ansätze«, so die 
Begründung, hätten sich als finanziell 
nicht nachhaltig erwiesen und die Ar-
men nicht erreicht. Mit einer Orien-
tierung auf Wasser als Wirtschaftsgut 
und dem damit verbundenen Kosten-
deckungsprinzip für die Versorgung 
sollten eine bessere Nachhaltigkeit und 
eine verbesserte Versorgung für die Ar-
men erreicht werden.

In ihrem Politikpapier von 1993 
kündigt die Bank an, in Zukunft we-
niger einzelne Wasserprojekte zu fi-
nanzieren. Zeitgleich zog sie sich auf-
grund des wachsenden Widerstandes 
zunehmend aus der Finanzierung gro-
ßer Staudammprojekte zurück2. Statt-
dessen sollten institutionelle und finan-
zielle Reformen des Sektors unterstützt 
werden. 

»Regierungen haben Wasser in der Ver-
gangenheit oft falsch verteilt und ver-
schwendet, und dabei zugelassen, dass 
die Umwelt aufgrund von institutionel-
len Schwächen, fehlgeleiteten Politiken, 
unsinnigen Investitionen und Marktver-
sagen in Mitleidenschaft gezogen wor-
den ist.« (World Bank 1993, 3) 

Die Weltbank legt dar, dass beson-
ders das unbefriedigende Management 
des Sektors, die Abhängigkeit von 
staatlichen Stellen und die mangeln-
de Einführung kostendeckender Was-
sertarife und betriebswirtschaftlicher 
Standards die Entwicklung des Sektors 
und die Verbesserung des Zugangs zu 
Wasser behindert hätten. In Zukunft 
sollten daher die Verantwortlichkeiten 
für die Wasserversorgung neu verteilt 
werden: 

»Nachdem (die Bank) früher mit staat-
lichen Wasserversorgungs- und Abwas-
serentsorgungsbehörden zusammenge-
arbeitet hat, übernahm (sie) Anfang der 
1990er Jahre ein neues Paradigma, das 
darauf abzielt, die Regulierungskapazi-
täten für den Sektor zu stärken und die 
Beteiligung privater Unternehmen zu 
fördern.« (OED 2003a, v)

Die Versorgung soll so weit wie mög-
lich dezentralisiert werden, der Staat 
die Regulierung des Sektors überneh-
men und den gesetzlichen Rahmen zur 
Verfügung stellen. Wassertarife sollen 
erhöht werden, um so die Kosten für 
die Wasserversorgung stärker als bis-
her auf die Konsumenten zu verteilen. 
Der Privatsektor soll gestärkt werden, 
um in Zukunft mehr Aufgaben in die-
sem Bereich übernehmen zu können. 

Die Weltbank betont darüber 
hinaus die Rolle der Privatwirt-
schaft.

Mit den »Dublin-Prinzipien« 
der Internationalen Konferenz 
»Wasser und Umwelt« 1992 in 
Dublin wurde die Vorstellung 
von Wasser als Wirtschaftsgut 
geprägt.

2 Da der Widerstand und die verbreitete Kritik 
die Umsetzung weiterer Staudammprojekte be-
einträchtigte, wurde 1997 – mit Unterstützung 
der Weltbank – die Weltstaudammkommission 
eingesetzt, die Richtlinien für die zukünftige 
Politik ausgearbeitet hat (siehe WCD 2000).
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Die Wassertarife sollen erhöht 
werden, um die Kosten stärker 
als bisher auf die Konsumenten 
zu verteilen.

Grundlegend für die praktische Um-
setzung der Wasserpolitik der Welt-
bank ist die sog. »Operational Policy 
4.07 – Water Resources Management«, 
die verbindliche Richtlinien formuliert. 
Sie basiert auf dem Politikpapier von 
1993. Zusammen spiegeln beide Texte 
den grundlegenden Wandel der Wasser-
politik Anfang der 1990er Jahre wider. 
Sie stellen den Versuch dar, sich von 

dem traditionellen Projektansatz und 
der Unterteilung des Wassersektors in 
verschiedene einzelne Bereiche zu ent-
fernen und gleichzeitig Abstand von 
der Vorstellung zu nehmen, der Staat 
solle Wasser kostenfrei zur Verfügung 
stellen. Konzepte wie Kostendeckung, 
Nachfrageorientierung und Privatisie-
rung finden hier erstmalig Erwähnung.

Box 2: Die Dublin-Prinzipien

1. Süßwasser ist eine begrenzte und verletzliche Ressource, eine Grundvoraussetzung 
für Leben, Entwicklung und Umwelt.

2. Entwicklung und Management im Wassersektor sollten auf einem partizipatori-
schen Ansatz aufbauen, bei dem Nutzer, Planer und politische Entscheidungsträger 
auf allen Ebenen einbezogen werden.

3. Frauen spielen eine Schlüsselrolle in der Bereitstellung, dem Management und dem 
Schutz von Wasser.

4. Wasser hat in all seinen konkurrierenden Verwendungen einen wirtschaftlichen 
Wert und sollte als Wirtschaftsgut behandelt werden.

Box 3: Schlüsselbegriffe der Wasserpolitik der Weltbank:  
Kostendeckung

Kostendeckung (»Cost recovery«) bedeutet, dass im Prinzip alle Kosten, die bei der 
Gewinnung, Aufbereitung und Verteilung von Wasser entstehen, von den individuel-
len Nutzern aufgebracht werden sollen und damit staatliche Subventionen entfallen. 
Dabei gibt es Unterschiede in der Reichweite: teilweise geht es nur um die Deckung 
der Kosten für Betrieb, Instandhaltung und Rückstellungen, nicht aber für Investitio-
nen. Insbesondere Umweltschützer fordern andererseits, dass der Wasserpreis zusätz-
lich zu den vollen wirtschaftlichen auch die ökologischen Kosten, also etwa für den 
Schutz von Wassereinzugsgebieten, reflektieren sollte. Sie hoffen, dass ein entspre-
chend hoher Wasserpreis zum sparsamen Umgang und damit zum Ressourcenschutz 
beiträgt.

Die Ausweitung des Prinzips der Kostendeckung entlastet die öffentliche Hand von 
der Finanzierung und trägt damit zur Haushaltskonsolidierung bei, wie sie im Rahmen 
von Strukturanpassungsprogrammen gefordert wird. Gleichzeitig schafft sie die Vor-
aussetzung für eine stärkere Beteiligung privater Unternehmen, da sie Einnahmen und 
Gewinne sichert.

Ein Problem ist, dass insbesondere eine volle Kostendeckung die Versorgung für ein-
kommensschwache Bevölkerungsgruppen unerschwinglich macht. Staffeltarife, bei 
denen wohlhabendere Haushalte mehr bezahlen, oder staatliche Finanzhilfen für 
ärmere Familien, durch die indirekt die privaten Versorger subventioniert werden, sol-
len das verhindern.
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Immer wieder versichert die Welt-

bank, dass ein vorrangiges Ziel ihrer 
Politik im Wassersektor die Versorgung 
der ärmsten Bevölkerungsgruppen sei: 
»Ein übergreifendes Anliegen der Ar-
beit der Weltbank zu Wasser und sa-
nitären Einrichtungen ist es sicherzu-
stellen, dass arme Bevölkerungsgrup-
pen Zugang zu sicherer, bezahlbarer 
Dienstleistung durch eine Verringerung 
der Kosten und größere Rechenschafts-
pflicht erhalten.« (World Bank 2003c, 
18)

Als Pilotprojekt für die Umwand-
lung des bislang öffentlichen Wasser-
sektors in einen kommerziellen, privat-
wirtschaftlich orientierten Wirtschafts-
bereich fungierten die Millionenstädte 
in den Ländern des Südens. Hier leben 
zwar nur etwa 15 bis 20 Prozent der 
Menschen ohne ausreichenden Zugang 
zu Wasser und sanitären Einrichtun-
gen. Dafür schienen die Bedingungen 
für eine Beteiligung privater Unterneh-
men besonders günstig: Eine existen-
te, wenn auch oft marode Infrastruk-
tur sowie hohe Nachfrage und Kauf-
kraft. So wurden zwischen 1990 und 
1999 160 größere Vorhaben im Was-
serversorgungs- beziehungsweise -ent-
sorgungsbereich abgeschlossen, an de-
nen private Unternehmen beteiligt wa-
ren. Das waren zwanzigmal mehr als 
in den 1980er Jahren (vgl. http://rru.
worldbank.org/ppi/reports). 

Inzwischen zeigen die Erfahrun-
gen, dass der Beitrag dieser Vorhaben 
zur Verbesserung der Wasserversor-
gung einkommensschwacher Bevölke-
rungsgruppen oft hinter den Erwar-
tungen zurück blieb3 . Und auch Kon-
zernvertreter räumen ein, dass sich für 
sie trotz Preissteigerungen, Subventio-
nierung durch Entwicklungskredite öf-
fentlicher Finanzinstitutionen wie der 
Weltbank und geringer eigener Inves-
titionen das Engagement im Wasser-
sektor, und insbesondere die Versor-
gung ärmerer Bevölkerungsgruppen, 
nicht Gewinn bringend rechnet: »Dass 
der Ausbau der Wasserversorgung mit 

dem Verkauf von Wasser bezahlt wer-
den kann, ist in Entwicklungsländern 
nicht länger realistisch«, erklärte zum 
Beispiel J.F.Talbot, Vorstandsvorsitzen-
der des französischen Versorgungskon-
zerns SAUR International. »Verbrau-
cher können nicht so viel bezahlen, 
wie für Investitionen notwendig wäre, 
insbesondere nicht für soziale Projek-
te« (Talbot 2002). Das bedeutet, dass 
das Prinzip der vollen Kostendeckung 
durch die Nutzer im Wassersektor von 
Entwicklungsländern nicht durchzu-
halten ist, sondern staatliche Investitio-
nen und Subventionen notwendig blei-
ben.

In vielen Ländern gab und gibt es zu-
dem Widerstand von Gewerkschaften, 
zivilgesellschaftlichen Organisationen 
und Verbrauchergruppen gegen die Pri-
vatisierung, wie z.B. im April 2000 im 
bolivianischen Cochabamba, in Südaf-
rika oder im argentinischen Tucumán. 
Der wachsende politische Gegenwind, 
wirtschaftliche Krisen wie in Argenti-
nien und Managementfehler haben in-
zwischen zum Rückzug ausländischer 
Konzerne aus Privatisierungsprojek-
ten geführt, etwa in Bolivien, Tucumán, 
Maputo oder Manila. Wie im gesam-
ten Infrastrukturbereich sind auch im 
Wassersektor die ausländischen Inves-
titionen seit ihrem Höhepunkt 1997 
drastisch um etwa 50 Prozent einge-
brochen. Damit steckt das Privatisie-
rungskonzept im Dienstleistungs- und 
Versorgungssektor in einer tiefen Krise.

Diese Schwierigkeiten haben dazu 
geführt, dass die Weltbank ihre Ak-
tivitäten im Wassersektor überprüft 
hat. Bereits 1998 wurden sowohl die 
Leitlinien der Bank (Operational Po-
licy) als auch deren Implementierung 
auf Wunsch von Exekutivdirektoren 
der Weltbank einer Überprüfung durch 
die interne Evaluierungsabteilung der 
Weltbank (Operations Evaluation De-
partment, OED) unterzogen, weil 
»Wasserprojekte im Weltbank-Port-
folio zu den Vorhaben gehörten, die 
am schlechtesten abschnitten.« (OED 
2002c). Die Ergebnisse dieser Unter-
suchung, festgehalten in dem Report 
»Bridging Troubled Waters«, sollten 
Anhaltspunkte für die Entwicklung ei-

3 Siehe zu den Erfahrungen mit der »Beteiligung 
des privaten Sektors« (PSP) und der Privatisie-
rung im Wassersektor u.a. Grusky 2003; Hoe-
ring 2001; Stadler/Hoering 2003.

Konzernvertreter räumen ein, 
dass sich für sie trotz Preisstei-
gerungen und Subventionen 
das Engagement im Wassersek-
tor, vor allem für ärmere Bevöl-
kerungsgruppen, nicht lohnt.

1.3. Versorgung für die Ärmsten? Erfahrungen mit der 
Privatisierung 



König Kunde? Die neue Wasserpolitik der Weltbank

11ner neuen Wasserstrategie für die Welt-
bank geben. 

Der Report »Bridging Troubled Wa-
ters« (OED 2002a) bekannte sich zwar 
zu den 1993 festgehaltenen Zielen für 
den Sektor, kritisierte jedoch deren un-
zureichende Umsetzung und forderte 
konkrete Initiativen der Bank, um die 
Umsetzung zu beschleunigen. Insbe-
sondere stellte die Evaluierungsabtei-
lung fest, dass die Wasserversorgungs-
projekte der Bank bislang keine signifi-
kanten Auswirkungen auf die Eindäm-
mung von Armut gehabt hätten (OED 
2002). Die bankinterne Kontrollinstanz 
konstatierte in einem weiteren Bericht 
ein Jahr später (OED 2003a), dass es 
in keinem Land, das Kredite der Welt-
bank für Wasserprojekte erhielt, eine 
stringente Regulierung der Wasserprei-
se, inklusive spezieller Vorkehrungen 
für die Ärmsten, gebe. Die Evaluierung 
kritisiert außerdem:

• Die jeweiligen Länderkontexte wür-
den nur unzureichend berücksich-
tigt und das Ziel der nachhaltigen 
Wasserversorgung unzulänglich um-
gesetzt. Eine Empfehlung lautet da-
her: »Wasserprojekte sollten stärker 
mit Länderstrategien (Country Assis-
tance Strategy, CAS – d.V.) und Ar-
mutsstrategien verknüpft, das Ver-
ständnis lokaler Institutionen und 
Anliegen verbessert und die Auswir-
kungen auf die Armut stärker beach-
tet und evaluiert werden.« (ebd., Rec 
1a)

• Der Aufbau von Regulierungsbehör-
den und die sozial verträgliche Preis-
gestaltung seien unzureichend.

• Der Beitrag privater Unternehmen zur 
Versorgung von armen Bevölkerungs-
gruppen, insbesondere in ländlichen 
und peri-urbanen Gebieten, falle ge-
ring aus: »In der Praxis hat es sich 
als schwierig erwiesen, den privaten 
Sektor dazu zu bringen, auf die Ver-
ringerung von Armut und auf die Ge-
staltung von Tarifen, die nicht die Ar-
men benachteiligen, stärker zu ach-
ten.« (ebd., Punkt 85) Dementspre-

chend empfiehlt der Bericht, den öf-
fentlichen Sektor wieder stärker zu 
fördern: »In den Bereichen, in de-
nen der private Sektor keinen Beitrag 
leisten kann oder die Risiken als zu 
hoch ansieht, sollte die Bank überle-
gen, Kapazitäten und Bedingungen 
für eine Verbesserung öffentlicher 
Versorgungsunternehmen zu stär-
ken.« (ebd., Punkt 87)

Bei einer Weltbank-Konferenz im 
März 2003 räumte die Vizepräsiden-
tin für Infrastruktur, Nemat Safik, zu-
dem ein, dass die Weltbank »zu opti-
mistisch« war, was die Erwartungen 
hinsichtlich privater Investitionen an-
belangt: »Trotz weitreichender Refor-
men finden viele Länder keine Inves-
toren.« Aussagen aus Weltbankkrei-
sen erwecken in jüngster Zeit den Ein-
druck, als würde die Weltbank vom 
Privatisierungskonzept abrücken: »Pri-
vatisierung wurde simplifiziert, über-
bewertet und war letztendlich enttäu-
schend, indem sie weniger brachte, als 
sie versprach.« (World Bank News, 
16.06.2004) »Gibt die Weltbank den 
Privatisierungskritikern nach?«, fragte 
denn auch die US-amerikanische Lob-
byorganisation Public Citizen vor Kur-
zem (Public Citizen 2004). 

Zumindest setzt sie wieder stärker 
auf andere Akteure. Das sind zum ei-
nen öffentliche Unternehmen. In der 
Tat gibt es zahlreiche Beispiele für ef-
fiziente öffentliche Versorgungsunter-
nehmen, etwa in Malawi, Porto Aleg-
re, Sao Paulo oder Bogotá, und für er-
folgreiche Reformen als Alternative zu 
einer Privatisierung, oftmals in Koope-
ration mit Gewerkschaften und Bevöl-
kerung4 . Inzwischen hat die Weltbank 
denn auch begonnen, Erfahrungen mit 
der Reform öffentlicher Unternehmen 
zu analysieren, um sie für ihre eigene 
Politik nutzbar zu machen. Zum an-
deren konzentriert sie sich verstärkt 
darauf, die Reformen im Wassersek-
tor über den städtischen Bereich hin-
aus auch auf die ländlichen Regionen 
auszuweiten.

4 Siehe Stadler/Hoering 2003. Das Transnatio-
nal Institute (TNI) koordiniert ein Buchpro-
jekt (Erscheinungstermin Januar 2005), für 
das an zahlreichen Beispielen untersucht wird, 
wie öffentliche Unternehmen erfolgreich re-
formiert werden können (http://www.tni.org). 
E/C.12/2002/11, VI, 60.

Die ausländischen Investitionen 
im Wassersektor sind wie im 
gesamten Infrastrukturbereich 
seit ihrem Höhepunkt 1997 um 
etwa 50 Prozent zurückgegan-
gen.

Für effiziente öffentliche Un-
ternehmen gibt es zahlreiche 
Beispiele, so in Malawi, Porto 
Alegre, Sao Paolo oder Bogotá.
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Das Komitee für wirtschaft-
liche, kulturelle und soziale 
Menschenrechte der Vereinten 
Nationen leitet das Recht auf 
Wasser aus dem Recht auf Nah-
rung und einen angemessenen 
Lebensstandard sowie aus dem 
Recht auf Gesundheit ab. Es be-
zieht sich auf einen gesicherten 
physischen Zugang zu Wasser, 
eine ausreichende Qualität und 
die Möglichkeit, den eventuel-
len Preis des Wassers zahlen zu 
können.

Box 4: Die Weltbank und das Menschenrecht auf Zugang zu 
Wasser

In den grundlegenden internationalen Abkommen zum Schutz der Menschenrechte 
– dem Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Menschenrechte (WSK-Pakt), 
dem Abkommen über bürgerliche und politische Menschenrechte und der Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte – wird das Recht auf Wasser nicht explizit erwähnt. 
Das Komitee für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Menschenrechte (WSK-Komi-
tee) der Vereinten Nationen hat jedoch im November 2002 in seinem Rechtskommen-
tar Nr. 15 dargelegt, dass das Recht auf Wasser aus dem Recht auf Nahrung und einen 
angemessenen Lebensstandard sowie aus dem Recht auf Gesundheit, zwei der im 
WSK-Pakt kodifizierten Menschenrechte, abgeleitet werden kann5 . Der Allgemeine 
Rechtskommentar beschreibt zunächst den Inhalt des Rechts auf Wasser und klärt im 
Anschluss, welche Handlungspflichten daraus für Staaten ableitbar sind. 

Die normative Grundlage des Rechts auf Wasser ist das Recht einer jeden Person auf 
Zugang zu einer Wassermenge, die er oder sie für den persönlichen Verbrauch und 
den Haushalt benötigt. Der Zugang zu Wasserversorgung, die Sicherstellung seiner 
Nachhaltigkeit und der Schutz vor ungewollten Unterbrechungen sind Kernelemente 
des Rechts auf Wasser.

Der Zugang zu Wasser bezieht sich sowohl auf den physischen Zugang, der gesichert 
sein muss, die ausreichende Qualität des Wassers und die Möglichkeit, den Preis für 
Wasser bezahlen zu können, falls es etwas kostet. Darüber hinaus wird in dem Rechts-
kommentar festgehalten, dass der Zugang zu Wasser nicht durch diskriminierende 
Praktiken eingeschränkt werden darf. Regierungen werden aufgefordert, den Zugang 
zu Wasser auf nationaler Ebene zu schützen und sicherzustellen, dass nicht Dritte Par-
teien Personen am Zugang zu Wasser hindern. Darüber hinaus müssen die Vertrags-
parteien des WSK-Paktes sicherstellen, dass sie unter Nutzung aller ihnen zur Verfü-
gung stehenden Ressourcen entsprechende Maßnahmen ergreifen, um den Zugang 
zu Wasser für die Bevölkerung in ihrem Land zu verbessern. Staaten werden darüber 
hinaus verpflichtet, innerhalb ihrer Landesgrenzen nichts zu unternehmen, was den 
Zugang zu Wasser einschränken könnte und damit zu Verletzungen des Rechts auf 
Wasser führen würde. 

Auf internationaler Ebene sollen Staaten im Rahmen ihrer Entwicklungszusammenar-
beit sicherstellen, dass es nicht zur Verletzung des Rechts auf Wasser kommt. Staaten 
werden aufgefordert, andere Staaten bei der Umsetzung des Rechts zu unterstützen. 
Sie werden angehalten, im Rahmen ihrer Mitgliedschaft in internationalen Organisa-
tionen dafür zu sorgen, dass deren Politik, Projekte und Programme keine Verletzung 
des Rechts auf Wasser auslösen.

Dass bedeutet unter anderem, dass eine eventuelle Privatisierung der Wasserversor-
gung so gestaltet werden muss, dass der Zugang zu Wasser für alle betroffenen Per-
sonen sichergestellt ist. Institutionen wie die Weltbank, die oft mittels weiterreichender 
Auflagen für Regierungspolitik vorschreibt, was Regierungen tun oder lassen müssen, 
müssen daher erheblich sorgfältiger als bisher prüfen, welche menschenrechtlichen 
Auswirkungen ihre Politikempfehlungen haben. So können die Weltbankprinzipien 
der Kostendeckung und Nachfrageorientierung in Konflikt mit dem Recht auf Wasser 
geraten.

Der auf Kostendeckung beruhende Ansatz zum Beispiel kann dazu führen, dass Men-
schen der Zugang zu Wasser aufgrund ihrer zu geringen Kaufkraft verwehrt bleibt. 
Das WSK-Komitee betont jedoch im Allgemeinen Rechtskommentar zum Recht 
auf Wasser: »Wasser und die Dienstleistungen im Wasserbereich müssen für alle 
erschwinglich sein6.« Und weiter: »Das Menschenrecht auf Wasser berechtigt jeden zu 
genügend sauberem, sicheren, akzeptablen, erreichbaren und finanziell erschwingli-
chen Wasser für den persönlichen und den Hausgebrauch.«

Alle Staaten, die den Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte unter-
zeichnet und ratifiziert haben, sind daher nach Auffassung des WSK-Komitees ver-
pflichtet, eine Wasserpreispolitik zu entwickeln und zu implementieren, die auch wirt-

5 E/C.12/2002/11, VI, 60. 6 Vgl. zum Folgenden ausführlich Windfuhr 2003.
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Anfang 2003 verabschiedete das 
Management der Weltbank eine neue 
Strategie für den Wassersektor (Wa-
ter Resources Sector Strategy, WRSS). 
Darin werden die grundlegenden Prin-
zipien des zehn Jahre zuvor veröffent-
lichten Politikpapiers bekräftigt. Diese 
müssten allerdings »an die besonderen 
wirtschaftlichen, politischen, sozialen, 
kulturellen und historischen Umstände 
angepasst werden«, erklärt John Bris-
coe, einer der wichtigsten Architekten 
der Weltbank-Wasserpolitik seit Mitte 
der 1990er Jahre und Hauptautor der 

neuen Strategie (Briscoe 2003, 19). Auf 
Grundlage der OED-Evaluierungen 
soll sie dazu beitragen, aus den Erfol-
gen wie auch aus den Fehlern der Ver-
gangenheit die Konsequenzen zu zie-
hen und die Umsetzung der 1993 for-
mulierten Prinzipien zu verbessern.

In einem Beitrag für die Weltbank-
Zeitschrift »Environment Matters« 
verkündet Briscoe, die neue Strategie 
stelle »ein bedeutendes neues Kapital 
in der laufenden Arbeit der Bank im Be-
reich der Wasserressourcen dar.« (ebd., 
2003, 18) Zum einen sieht er – unter 

Auf internationaler Ebene sollen 
Staaten und Institutionen wie 
Weltbank und IWF die Umset-
zung des Rechts auf Wasser un-
terstützen.

schaftlich schlechter gestellten Bürgern den Zugang zu Wasser ermöglicht. Das WSK-
Komitee fordert daher auch Weltbank und IWF ausdrücklich dazu auf, das Recht auf 
Wasser in ihrer Kreditvergabepraxis zu beachten und damit die Umsetzung des Rechts 
zu unterstützen. Leider hat diese Forderung bislang noch keine Auswirkungen auf die 
Politik der Weltbank gehabt. Keine der seit der Veröffentlichung des UN-Kommentars 
verfassten Leitlinien der Weltbank für den Wassersektor erwähnt das Recht auf Was-
ser. Keines der in dieser Studie diskutierten Wasserprojekte und Programme der Welt-
bank ist explizit auf die Umsetzung des Rechts auf Wasser ausgerichtet.

Die Allgemeinen Kommentare des Komitees für wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte werden als Interpretationshilfen der jeweiligen Rechte erarbeitet. Die Interpre-
tationshilfen beschreiben zum einen den Kernbestand der rechtlichen Norm. Sie klä-
ren die Verpflichtungen für staatliches Handeln und beschreiben, welches staatliche 
Handeln oder die Unterlassung von Handlung eine Verletzung des jeweiligen Rechts 
bedeuten würde. Durch diese Präzisierung wird es möglich, die oft sehr knappen und 
abstrakten Formulierungen des Paktes selbst genauer zu verstehen und anzuwenden. 
Die Rechtskommentare sind deshalb wichtige Interpretationshilfen: Staatlichen Stellen 
können sie Hilfestellung bei der Entwicklung guter Politikvorschläge sein. Der Rechts-
sprechung können sie helfen zu überprüfen, wo es zu Rechtsverletzungen kommt. 
Zivilgesellschaftliche Gruppen können den Text nutzen, um verantwortliches Regie-
rungshandeln einzufordern; Entwicklungsländer können ihn in Verhandlungen mit 
internationalen Organisationen nutzen, um sicherzustellen, dass sie nicht zu Aktionen 
oder zur Unterlassung von Handeln gezwungen werden, die zu Rechtsverletzungen 
führen würden. Zum Beispiel können manche restriktive Budgetauflagen durch die 
internationalen Finanzorganisationen wie Weltbank und IWF im Gesundheitsbereich 
schnell zu Verletzungen des Rechts auf Gesundheit oder des Rechts auf Nahrung füh-
ren. Die Rechtskommentare helfen vor diesem Hintergrund mit zu bestimmen, was 
staatliche Aufgaben sind, die auch in Zeiten knapper Kassen nicht aufgegeben werden 
können, da sie für die Gewährleistungen der Menschenrechte notwendig sind. 

Von UN-Organisationen und zivilgesellschaftlichen Gruppen wurde der Allgemeine 
Rechtskommentar Nr.15 begrüßt. Michael Windfuhr, Direktor der Menschenrechts-
organisation FIAN International, sieht ihn »als Meilenstein für die weitere Menschen-
rechtsarbeit zum Wasserthema« (2003, 9). Auch die Weltgesundheitsorganisation 
WHO hat seine Verabschiedung begrüßt, da er Regierungen bei der Entwicklung von 
nationalen Wasserstrategien leiten könne und gleichzeitig zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen ein Instrument in die Hand gebe, mit dem sie ihre Regierungen zur Rechen-
schaft ziehen könnten (South-South Development Monitor, November 2002). Bis er 
von Staaten und internationalen Organisationen umgesetzt wird, kann es jedoch noch 
dauern. 

1.4. Die Sektorstrategie Wasserressourcen von 2003 

Bis zur Umsetzung des Rechts 
auf Wasser kann es noch dau-
ern. Zivilgesellschaftlichen Or-
ganisationen ist jedoch ein In-
strument in die Hand gegeben, 
Regierungen und internationale 
Institutionen in die Pflicht zu 
nehmen.
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on (WCW) – einen erheblichen Investi-
tionsbedarf: Demnach müssten in den 
kommenden 25 Jahren die jährlichen 
Investitionen von gegenwärtig etwa 75 
Milliarden US-Dollar auf 180 Milliar-
den US-Dollar steigen. Doch Geld al-
lein reiche nicht, so Briscoe:

»Regierungen müssen Reformen unter-
stützen, um den Wassersektor rechen-

schaftspflichtiger, transparenter, effi-
zienter und ökologisch und sozial ver-
antwortungsbewusster zu machen. Die 
stärkere Partizipation der Verbraucher 
und der Zivilgesellschaft insgesamt bei 
diesen Reformen ist unverzichtbar. Und 
wenn Regierungen in den armen Län-
dern die richtigen Schritte (sic!) unter-
nehmen, dann müssen sie durch die in-
ternationale Gemeinschaft unterstützt 
werden.« (ebd., 2003, 18)

Partizipationsmöglichkeiten 
werden oft an Stelle oder au-
ßerhalb bestehender Strukturen 
verankert bzw. bleiben auf Kon-
sultationen beschränkt. Vielfach 
haben sie keinen dauerhaften 
Bestand.

Box 5: Schlüsselbegriffe der Wasserpolitik der Weltbank:  
Partizipation

Unter Partizipation versteht man in der Entwicklungszusammenarbeit sowohl ein Werk 
zeug zur Gestaltung von Mitsprache als auch die Beteiligung der Bevölkerung an Ver-
änderungsprozessen. Partizipation, also die aktive Einflussnahme auf Entscheidungs-
prozesse, kann sich auf die Beteiligung der Betroffenen an Entwicklungsprojekten und 

-programmen und die Beteiligung der Bürger an politischen Entscheidungsprozessen 
beziehen. 

Das Partizipationskonzept wird bisher in der Entwicklungszusammenarbeit vor allem 
von Gebern benutzt, um die Einbeziehung lokaler Bevölkerungsgruppen in die Projekt-
arbeit zu erreichen. Dies geschieht als Ergänzung oder als Ersatz für die Zusammen-
arbeit mit staatlichen Institutionen, die sich in den Augen der Geber oft als ineffizient 
erwiesen hatten. Es geht darum, den Betroffenen in Entwicklungsprojekten Raum zu 
geben, um ihre Interessen zu artikulieren und diese den Planern – also staatlichen Stel-
len und Geberorganisationen – gegenüber durchsetzen zu können. In ihrem ersten 
großen Bericht zum Thema Partizipation schreibt die Weltbank, Projekte seien effizien-
ter und nachhaltiger, wenn die örtliche Bevölkerung stärker in Projektentscheidungen 
und deren Umsetzung eingebunden wird (World Bank 1994). 

Oft werden Partizipationsmöglichkeiten im Rahmen von Projekten und für einzelne 
Bevölkerungsgruppen an Stelle oder außerhalb bestehender institutioneller Strukturen, 
wie etwa lokaler Verwaltungen, verankert. Damit bleiben andere Gruppen von einer 
Beteiligung ausgeschlossen, die isolierten Partizipationsstrukturen haben oft keinen 
dauerhaften Bestand. In den vergangenen Jahren setzt die Weltbank immer stärker 
auf das Konzept der Nutzergruppen (Users Associations) oder lokaler Organisationen 
(Community-based organisations, CBO), die ebenfalls oft neben bestehenden öffent-
lichen Einrichtungen gebildet werden. Konsumenten oder Nutzer sollen sich in solchen 
Gremien zusammenfinden und das Management bislang staatlicher Aufgaben, etwa 
eines Wasserversorgungssystems, gemeinsam übernehmen.

Mit dem Konzept der Armutsstrategiepapiere (Poverty Reduction Strategy Papers, 
PRSP) wurden Ende der 1990er Jahre auch Möglichkeiten der Partizipation bei der 
Erarbeitung von armutsorientierten Entwicklungsplänen eröffnet. Neben Regierungen 
und staatlichen Stellen werden zivilgesellschaftliche Institutionen und Organisatio-
nen sowie die Privatwirtschaft an der Erstellung der Strategiepapiere, deren Umset-
zung mit Mitteln aus dem Schuldenerlass öffentlicher Gläubiger finanziert werden soll, 
beteiligt. In vielen Fällen hat diese Form der Partizipation allerdings kaum funktioniert, 
sondern bleibt meist auf die Ebene einer mehr oder minder formellen »Konsultation« 
beschränkt7. 

Dementsprechend sieht Briscoe zwei 
»Herausforderungen«: Erstens die Mo-
bilisierung massiver Investitionen in 
den Ausbau von Infrastruktureinrich-
tungen, von lokalen Systemen wie der 

Regenwasserernte bis hin zu Großpro-
jekten wie Deichen, Kanälen, Dämmen 
und Verbindungen zwischen Wasserein-
zugsgebieten. Notwendig sei vor allem, 
den de-facto-Rückzug der Weltbank 
aus großen Wasserprojekten, haupt-
sächlich aufgrund von Bedenken über 

7 Vgl. dazu Eberlei/Seibold 2002; VENRO 2003; 
Walther 2002.
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15die sozialen und ökologischen Folgen, 
zu überdenken. In der Wassersektor-
strategie wird denn auch angekündigt, 
dass sich die Weltbank wieder in Infra-
strukturprojekte mit »hohem Nutzen« 
und »hohen Risiken« (»high-reward/
high-risk«) engagieren werde (World 
Bank 2003c, 3). 

Zweiter Schwerpunkt ist der Aus-
bau von Gesetzen, Regulierungsmecha-
nismen und Institutionen. Die Finan-
zierung solcher »nicht-strukturellen 
Maßnahmen« (Briscoe) durch die Bank 
steigt denn auch an. Ein wesentliches 

Ziel dabei ist, Kommerzialisierung und 
Privatisierung weiter voran zu treiben. 
So bekräftigt die Strategie die Forde-
rung, dass Wasserpreise zumindest die 
Betriebs- und Erneuerungskosten de-
cken sollten. Dadurch, so die Annahme, 
würden Verschwendung und Ungerech-
tigkeit, etwa durch Subventionierung 
zugunsten wohlhabender Gruppen, be-
endet. Wasserverteilung und –nutzung 
sollen über ein wirksames System von 
Wasserrechten, also marktwirtschaft-
lich durch Angebot und Nachfrage, ge-
regelt werden. 

Der Privatsektor soll laut Welt-
bank durch öffentlich-private 
Partnerschaften, gezielte Sub-
ventionen, Nutzergruppen und 
Selbsthilfeinitiativen zu einer 
Beteiligung an der Wasserver-
sorgung in Entwicklungsländern 
veranlasst werden.

Die Sektorstrategie Wasserres-
sourcen sieht einen Ausbau von 
Gesetzen, Regulierungsmecha-
nismen und Institutionen vor. 
Wesentliches Ziel der Weltbank 
dabei bleibt, Kommerzialisie-
rung und Privatisierung voran 
zu treiben.

Box 6: Subventionen – unterschiedliche Standards

Mit dem Konzept der »ergebnisorientierten Hilfe« (Output-based Aid) will die Welt-
bank Anreize für private Dienstleister schaffen, ärmeren Bevölkerungsschichten kos-
tengünstige Dienstleistungen anzubieten. Danach erhalten sie öffentliche Mittel aus 
der Entwicklungszusammenarbeit, wenn sie nachweisen, dass sie die Versorgungssitu-
ation einkommensschwacher Gruppen verbessert haben. 

In den Augen von Nancy Alexander, Direktorin des Netzwerks CNES, »erfordern 
solche Ansätze nicht nur beträchtliche Überwachungskosten, die mit denen für die 
Bereitstellung von öffentlichen Dienstleistungen verglichen werden sollten, sondern 
setzen auch widersprüchliche Maßstäbe in der Entwicklungszusammenarbeit. Einer-
seits lehnen die Internationalen Finanzinstitutionen die traditionelle Unterstützung 
für die öffentliche Bereitstellung von Basisdienstleistungen aus finanziellen Gründen 
mehr und mehr ab. Andererseits befürworten sie die öffentliche Subventionierung 
von ungetesteten Instrumenten, welche Unternehmen dazu veranlassen sollen, arme 
Bevölkerungsschichten zu versorgen.« (Alexander 2003)

Als wichtiges neues Instrument 
schlägt Briscoe jeweils Länderstrategi-
en für den gesamten Wassersektor vor 
(Country Water Resources Assistance 
Strategy). Sie sollten auf Grundlage der 
jeweiligen landesbezogenen Entwick-
lungsstrategie der Weltbank (Country 
Assistance Strategy, CAS), der nationa-
len Armutsminderungsstrategie (Pover-
ty Reduction Strategy) und den Prinzi-
pien der Weltbank-Wasserstrategiepa-
piere von 1993 und 2003 ausgearbeitet 
werden (Briscoe 2003, 19).

Die Wassersektorstrategie WRSS be-
kräftigt die Anfang der 1990er Jahre de-
finierten Prinzipien der Kostendeckung 
und Nachfrageorientierung (siehe Box 
7). Im Vordergrund stehen Fragen der 
Finanzierung, nicht des nachhaltigen 
Umgangs mit der Ressource Wasser, 
unter besonderer Berücksichtigung der 
Interessen und Bedürfnisse der ärmsten 
Bevölkerungsschichten. Um die Umset-
zung voranzutreiben, fordert die Bank 
eine noch stärkere staatliche Unterstüt-
zung des Privatsektors im Wasserbe-

reich. Obwohl der Privatsektor in den 
vergangenen zehn Jahren wenig für die 
Verbesserung der Versorgung der ärme-
ren Bevölkerungsschichten erreicht hat, 
setzt die Weltbank weiterhin auf des-
sen Stärkung, allerdings in einem »Mix 
von Anbietern«, also von öffentlichen 
und privaten Unternehmen, Nutzer-
gruppen und Selbsthilfeinitiativen. Als 
Maßnahmen zur Unterstützung pri-
vater Akteure im Wassersektor nennt 
die Sektorstrategie öffentlich-private 
Partnerschaften (Public Private Part-
nerships), öffentliche Mittel zur Mini-
mierung von Risiken durch Währungs-
schwankungen, eine Verbesserung des 
Investitionsklimas und die sog. »er-
gebnisorientierte Hilfe« (World Bank, 
2003c, 47). Die Weltbank hat mittler-
weile erkannt, dass private Investoren 
nur durch erheblich attraktivere Inves-
titionsbedingungen dazu gebracht wer-
den können, sich an der Wasserversor-
gung in Entwicklungsländern zu betei-
ligen, und dass es keineswegs von vorn-
herein Win-win-Situationen gibt.
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Die Nachfrageorientierung 
der Weltbank bezieht sich auf 
Kostendeckung und Kaufkraft, 
nicht auf das lebenswichtige 
Bedürfnis nach Wasser.

Box 7: Schlüsselbegriffe der Wasserpolitik der Weltbank:  
Nachfrageorientierung

Das Konzept der Nachfrageorientierung löst den »angebotsorientierten« Ansatz ab, 
bei dem die Bereitstellung von Dienstleistungen durch den Staat im Vordergrund steht. 
Im Wassersektor bedeutet Nachfrageorientierung, dass Wassersysteme installiert wer-
den, die die Konsumenten eigenständig, ohne auf Unterstützung von außen ange-
wiesen zu sein, finanzieren können. Die Nachfrage der Nutzer drückt sich dabei in der 
Bereitschaft aus, die finanziellen Ressourcen für eine bestimmte Art der Wasserversor-
gung aufzubringen. Sie sollen selbst entscheiden, ob sie an einem Wasserprojekt teil-
nehmen wollen, welche Infrastruktur und Technologie sie bevorzugen, wie die Infra-
struktur instand gehalten und wie die Finanzen verwaltet werden sollen. Die Weltbank 
erwartet sich davon unter anderem eine bessere Kostendeckung: »Die Erfahrung lehrt, 
dass Haushalte oft bereit sind, höhere Preise für die Wasserversorgung zu zahlen als 
bisher.« (World Bank 2002, 3)

Nachfrage entspricht in diesem Kontext nicht dem lebenswichtigen Bedürfnis (»need«) 
nach Wasser, sondern der »Kaufkraft« der Bevölkerung. Die Vorstellung, dass die 
öffentliche Hand eine gewisse Grundversorgung mit Wasser zur Verfügung stellt, 
gehört damit der Vergangenheit an. Die entscheidende Frage für die Weltbank ist: 
»Entspricht der Wasserpreis den tatsächlichen Kosten für den gewünschten Service 
und sind die Konsumenten bereit, diesen Preis zu bezahlen?« (ebd. 3)

Die Kritik an den negativen Auswir-
kungen großer Infrastruktur-Projek-
te wie Staudämmen auf Umwelt und 
Bevölkerung hatte in den 1990er Jah-
ren zu einem Rückgang der Weltbank-
finanzierung für derartige Projekte ge-
führt8. 2002 stellte sie nur noch halb 
so viel Geld für Infrastrukturmaßnah-
men, einschließlich Wasserversorgung, 
bereit wie zu Anfang der 1990er Jahre 
(World Bank 2003a, 2). Statt »Ziegel- 
und Zement-Projekten« – wie es im In-
frastruktur-Aktionsplan heißt – wur-
den verstärkt Projekte zur Verbesse-
rung der Rahmenbedingungen für pri-
vate Investoren durchgeführt. 

Die Wende rückwärts, wie sie sich 
bereits in der Sektorstrategie WRSS 
zeigte, schlägt sich auch im neuen In-
frastruktur-Aktionsplan nieder. Wie 
die WRSS verfolgt er zwei vorrangige 
Ziele: eine Beschleunigung der Priva-
tisierung und die Rückkehr zu großen 
Infrastruktur-Projekten als »high risk/
high-reward-Vorhaben«. In dem im 

Juli 2003 verabschiedeten Aktionsplan 
kündigt die Weltbank an, die Finanzie-
rung für Infrastrukturprojekte in den 
nächsten Jahren drastisch zu erhöhen, 
als Ausgleich für den Rückgang priva-
ter Infrastruktur-Investitionen, die sich 
von 1997 bis 2002 mehr als halbiert 
hatten (World Bank 2003c, 3). Dieser 
Trend spiegelt sich auch in den Projek-
ten und Programmen der Weltbank in 
einzelnen Ländern wider. So hat die 
Weltbank zum Beispiel im Dezember 
2003 die Verdoppelung ihrer Kredite 
und Zuschüsse für Indien angekündigt 
und mitgeteilt, dass das Geld beson-
ders für Infrastrukturmaßnahmen und 
Entwicklungsprojekte im ländlichen 
Raum gedacht ist (World Bank Press 
Review, December 15, 2003). Die Was-
serversorgung spielt dabei eine zentra-
le Rolle.

Dabei stellt die Bank die direkten 
Auswirkungen einer verbesserten Infra-
struktur und Wasserversorgung für das 
Wirtschaftswachstum und die Errei-
chung der Millenniumsentwicklungs-
ziele in den Vordergrund. Auch der 
Camdessus-Bericht (2003), die neue 
entwicklungspolitische Initiative für 
Afrika, NEPAD, und die Konferenz für 
nachhaltige Entwicklung in Johannes-

1.5. Der Infrastruktur-Aktionsplan

8 Gleichzeitig steigerten die privatwirtschaftlich 
operierenden Mitglieder der Weltbankgrup-
pe wie die IFC, die Kredite an Unternehmen 
vergibt, oder die Investitionsgarantie-Agen-
tur MIGA ihre Unterstützung für den priva-
ten Sektor um ein Vielfaches (vgl. World Bank 
2003a).

Mit ihrem neuen Infrastruktur-
Aktionsplan verfolgt die Welt-
bank wiederum das Ziel, die 
Privatisierung zu beschleunigen. 
In Indien ist eine Kreditverdopp-
lung vor allem für den ländli-
chen Raum vorgesehen.
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burg im September 2002 hätten »die 
Aufmerksamkeit für die Lücken bei 
der Bereitstellung von Infrastruktur-
dienstleistungen geschärft. Diese müs-
sen gefüllt werden. Die Weltbank muss 
mit einer Weiterentwicklung ihrer Tä-
tigkeit im Infrastrukturbereich reagie-
ren.« (World Bank 2003a, 2)

Im Zentrum des Aktionsplans steht 
die Finanzierung neuer Infrastruktur-
projekte und die Förderung des Privat-
sektors, etwa durch »nachhaltige Sub-
ventionen für private Bereitstellung von 
Versorgung«. Darüber hinaus kündigt 
die Weltbank an, ihre beratende Tä-
tigkeit in dem Sektor auszubauen und 
Ländern neben Krediten in Zukunft 
vermehrt andere finanzielle Instrumen-
te wie Bürgschaften und Garantien für 
die Finanzierung von Infrastrukturpro-
jekten zur Verfügung zu stellen.

Der Aktionsplan ist damit charak-
teristisch für die Politik der Weltbank, 
nachdem die Privatisierungshoffnun-
gen geplatzt sind: Es wird nicht mehr 
allein auf den Privatsektor gesetzt. An-
dere Modelle wie öffentlich-private 

Partnerschaften oder »in einigen Fäl-
len« auch Kredite für »gute öffentliche 
Unternehmen« gewinnen an Bedeu-
tung. »Wir haben eingesehen, dass ein 
solches Vertrauen auf private Finanzie-
rung nicht genügt. Der Infrastrukturak-
tionsplan wird uns helfen, in Zukunft 
sowohl private als auch öffentliche Be-
reitstellung von Infrastrukturdienstleis-
tungen ins Auge zu fassen,« so Nemat 
Safik, die Vizepräsidentin für Infra-
struktur bei der Weltbank im Juli 2003. 
Die Weltbank geht davon aus, dass sie 
in ärmeren Ländern und insbesondere 
im Wassersektor vorerst auch weiter-
hin staatliche Dienstleistungen unter-
stützen muss, während in Ländern mit 
mittlerem Pro-Kopf-Einkommen der 
Privatsektor schon jetzt einen Großteil 
der Aufgaben übernehmen kann. Der 
Privatsektor soll durch die Bereitstel-
lung von Garantien vor Investitionsri-
siken geschützt und durch öffentliche 
Gelder aus der Entwicklungszusam-
menarbeit stärker als bisher von der 
Weltbank unterstützt werden (World 
Bank 2003a, 9).

Die Weltbank geht davon aus, 
in ärmeren Ländern vorerst wei-
ter staatliche Dienstleistungen 
unterstützen zu müssen. In Län-
dern mit mittlerem Pro-Kopf-
Einkommen hingegen könne 
der Privatsektor schon jetzt 
einen Großteil der Aufgaben 
übernehmen.

Box 8: »Alternative Versorgungskonzepte«

»Funktionierende Dienstleistungen für arme Menschen« lautet der Titel des Weltent-
wicklungsberichts 2004, mit dem sich die Weltbank für »alternative Versorgungskon-
zepte« stark macht (Weltbank 2004). Kern des Berichts ist es, »die arme Bevölkerung 
selbst in das Zentrum der Versorgung zu stellen«, um die »Produktivität einheimischer 
und ausländischer Ressourcen« zu steigern (ebd., 1). Verbesserungen in den Bereichen 
Bildung, Gesundheit, Wasser und sanitäre Einrichtungen sowie Stromversorgung sol-
len dadurch erreicht werden, dass die Verbraucher selbst in die Lage versetzt werden, 
»Dienstleister zu kontrollieren und zu disziplinieren, indem ihre Stimme bei politischen 
Entscheidungen mehr Gewicht bekommt und die Anreize für Anbieter, Arme zu ver-
sorgen, verstärkt werden« (ebd.). Betont wird in dem wechselseitigen Verhältnis von 
Versorger (»Provider«), Verbrauchern (»Clients«) und politischen Entscheidungsträ-
gern das Moment der Rechenschaftspflicht (»Accountability«). Reformen sollen vor-
rangig die politische und ökonomische Dezentralisierung vorantreiben, Lösungsmög-
lichkeiten durch die »Community« selbst stärken und vor allem den »armen Klienten« 
eine Stimme (»voice«) geben gegenüber Politik und Versorgern.

Vier Fünftel der Menschen ohne aus-
reichende Versorgung mit Trinkwas-
ser und sanitären Einrichtungen leben 
in ländlichen Regionen. Die Ursachen-
analyse der Weltbank für diese Situa-
tion ähnelt ihrer Analyse für den städ-
tischen Bereich: Schlechtes Manage-

ment durch den Staat beziehungsweise 
öffentliche Institutionen, unzureichen-
de Finanzen für erforderliche Erwei-
terungs- und Instandhaltungsinvestiti-
onen und gleichzeitig erhebliche Sub-
ventionen, die oft den wirtschaftlich 
besser gestellten Bevölkerungsgrup-

1.6. Lehren aus dem Scheitern?  
Der nachfrageorientierte Ansatz 

Kern der »Alternativen Versor-
gungskonzepte« der Weltbank 
ist eine stärkere Einbindung der 
Konsumenten. Arme Verbrau-
cher sollen dabei eine Stimme 
erhalten.
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Versorgung ländlicher Regionen mit 
Trinkwasser und Sanitäreinrichtungen 
in der Wassersektorsstrategie und an-
deren Strategiepapieren der Bank einen 
auffällig geringen Stellenwert.

Verglichen mit anderen Bereichen, 
etwa dem städtischen Sektor oder der 
Bewässerung, spielte die ländliche Ver-
sorgung mit Trinkwasser und sanitären 
Einrichtungen in der Wasserpolitik der 
Weltbank stets eine zweitrangige Rolle. 
Zudem sind die bisherigen Ergebnisse 
von Weltbank-Projekten im ländlichen 
Versorgungsbereich geradezu verblüf-
fend mager: Mehr als die Hälfte aller 
ländlichen Trinkwasservorhaben hat-
te keine nachhaltigen Nutzen, stellt 
die Evaluierungsabteilung fest (OED 
2002c, 2).

Eine direkte Übertragung der Pri-
vatisierungsstrategie, wie sie Weltbank 
und andere Entwicklungsorganisati-
onen seit Beginn der 1990er Jahre in 
den städtischen Ballungsgebieten ver-
folgten, auf die ländlichen Regionen 
ist allerdings nicht möglich. Dieser Be-
reich ist für private Investoren noch 
viel weniger attraktiv als der städtische 
Versorgungssektor. Denn erforderlich 
sind hier dezentrale, angepasste Ver-
sorgungssysteme und die Zahlungs-
fähigkeit der Verbraucher, die weitge-
hend lokale Wasserressourcen nutzen, 
ist gering; kurzum: die meisten ländli-
chen Regionen sind kein Zielgebiet für 
zentralisierte, kapitalintensive Ver- und 
Entsorgungssysteme mit aufwändigen 
Leitungssystemen, Pumpstationen und 
Kläranlagen, mit denen private Unter-
nehmen ihre Profite machen können.

Stattdessen plädiert die Weltbank 
dafür, in ländlichen Regionen verstärkt 
zum nachfrageorientierten (demand-
responsive) Ansatz überzugehen. »Die 
Erfahrung mit Wasser- und Abwasser-
projekten hat gezeigt, dass Projekte 
nachhaltiger sind, wenn sie einem nach-
frageorientierten Ansatz folgen«, heißt 
es im Leitfaden für Wasserprojekte im 
ländlichen Wassersektor (World Bank 
2002, 1). Angebotsorientierte Ansätze, 
also staatlich geplante, finanzierte und 
betriebene Systeme, so die Begründung, 
hätten sich als finanziell nicht nachhal-
tig erwiesen und damit insbesondere 
die Armen nicht erreicht. Dieser Ansatz 
lässt sich direkt auf die »Dublin-Prin-
zipien« zurückführen, mit denen An-

fang der 1990er Jahre die Vorstellung 
von Wasser als einem Wirtschaftsgut in 
der internationalen Diskussion Einzug 
hielt. Geradezu programmatisch ist der 
Titel eines Weltbank-Papiers von 1998: 
»Die Verwaltung von Wasser als Wirt-
schaftsgut: Der Übergang von ange-
botsorientierten zu nachfrageorientier-
ten Dienstleistungen« (Garn 1998). 

Der konzeptionelle Neuansatz der 
Nachfrageorientierung soll die Nach-
haltigkeit und Kostendeckung der Was-
serversorgung erhöhen und die Verant-
wortung auf untere Ebenen verlagern. 
Wassernutzer beziehungsweise örtliche 
Institutionen sollen die Entscheidung 
über ihr Versorgungssystem, die Finan-
zierung, die Umsetzung und schließlich 
den Betrieb selbst in die Hand nehmen. 
»Das bedeutet, dass lokale Gemein-
schaften befähigt werden, informierte 
Entscheidungen über ihre Beteiligung, 
über Versorgungsstandards und –me-
chanismen zu treffen; die Neugestal-
tung von Rechten und Pflichten von 
wichtigen Stakeholders; die Ausstattung 
der Gemeinschaften mit Eigentums-
rechten und Befugnissen, um Betreiber 
auszuwählen; der Aufbau lokaler Kapa-
zitäten, um Gemeinschaftsentscheidun-
gen bei Planung, Verwaltung und Aus-
führung von Versorgungsleistungen zu 
unterstützen und die Einrichtung finan-
zieller Mechanismen und Instrumente, 
die Anreize für die Gemeinschaften bie-
ten, einen Beitrag zu den Kapitalkosten 
und die Bezahlung aller Betriebs- und 
Instandhaltungskosten zu übernehmen. 
Ein wichtiges Element dieser Ansätze 
ist es sicherzustellen, dass Frauen eine 
Rolle spielen können, die ihren Kennt-
nissen über lokale Wasserversorgung 
und ihrem Interesse, sie zu verbessern, 
entspricht.« (WRSS, 18f.)

Die Erwartung der Weltbank an die-
ses Konzept: Die Kosten für die Was-
serversorgung werden nicht mehr vom 
Staat, sondern von den Nutzern getra-
gen, und durch partizipative Elemen-
te steigt das Bewusstsein von »owner-
ship« (und damit die Zahlungsbereit-
schaft) der Nutzer. Die Entscheidungs-
macht und Verfügungsgewalt verlagert 
sich von staatlichen, öffentlichen Be-
hörden auf die Verbraucher, die Inves-
titionen werden nicht durch Bürokra-
tien, sondern nach selbstbestimmten 
Erfordernissen gelenkt und nicht vom 
Staat, sondern von den Verbrauchern 
getätigt. Dadurch, behauptet die Welt-
bank, können zwei Ziele gleichzeitig 

Die meisten ländlichen Regi-
onen sind kein Zielgebiet für 
private Investoren – erforderlich 
sind dort dezentrale, angepass-
te Versorgungssysteme, dies bei 
geringer Zahlungsfähigkeit der 
Verbraucher.

Eine Nachfrageorientierung 
könne, so die Weltbank, den 
Wasserzugang der ländlichen 
Bevölkerung verbessern und die 
Wasserversorgung finanzieren.



König Kunde? Die neue Wasserpolitik der Weltbank

19

erreicht werden: Der Wasserzugang är-
merer Bevölkerungsschichten im länd-
lichen Bereich kann verbessert und der 
Wassersektor insgesamt finanziell trag-
fähig gemacht werden.

Die Bank spricht sich dabei klar 
für Kostendeckung durch die Nutzer 
aus: »Die Wasserpreise sollen den Kos-
ten der Dienstleistung entsprechen« 
(World Bank 2002, 3). Jedes Wasser- 
und Abwassersystem sollte finanziell 
selbst tragend sein und Subventionen 
sollten nur kurzfristig und einmalig 
vergeben werden (World Bank 2002, 
3). Das könnte dann auch die Grundla-
ge für eine Ausweitung der Beteiligung 
privater Unternehmen im ländlichen 
Bereich werden. So hofft die Evaluie-
rungsabteilung OED, dass eine Kos-
tendeckung durch Beiträge und Tari-
fe »private Betreiber anlocken könnte« 
(OED 2002c, 3).

Die Befürworter des nachfrageori-
entierten Ansatzes, darunter insbeson-
dere die Weltbank und das von ihr ge-
tragene Water and Sanitation Program 
(WSP), haben seine Umsetzung seither 
durch ein breites Spektrum von politi-
schen Maßnahmen und Strategien vo-
rangetrieben, insbesondere in Asien 
und Afrika. Die Weltbank kündigte an, 
dass sie sich in Zukunft nur noch im 
Wassersektor von Ländern engagiere, 
die Konzepte der Kostendeckung und 
Nachfrageorientierung berücksichti-
gen. In den ländlichen Regionen sollen 
nur noch Projekte in Dörfern umge-
setzt werden, deren Bevölkerung bereit 
ist, die Kosten für die Wasserversor-
gung selber zu tragen. Gleichzeitig hat 
die Weltbank angekündigt, mehr Geld 

für solche Projekte bereit zu stellen, die 
von der Gemeinschaft getragen werden 
(»Community-Driven Development«)9.

Die verstärkte Teilnahme lokaler 
Gruppen an Entscheidungen im Was-
sersektor könnte tatsächlich eine Chan-
ce für die Verbesserung des Zugangs zu 
Trinkwasser und sanitären Einrichtun-
gen darstellen. Denn öffentliche Stellen 
haben in der Vergangenheit nicht sel-
ten die Interessen der ärmeren Bevöl-
kerung bei der Planung und Durchfüh-
rung von Wasserprojekten vernachläs-
sigt. Wassersysteme, die von Dorfbe-
wohnern selber initiiert und betrieben 
werden, richten sich dagegen potenziell 
eher nach ihren Interessen an bezahl-
baren, dezentralen, selbstbestimmten 
und sozial und kulturell lokal ange-
passten Lösungen. 

Doch bieten die von der Weltbank 
initiierten Reformen im Wassersektor 
tatsächlich den Gruppen, deren Stim-
men bisher nicht gehört wurden, die 
Möglichkeit, wichtige Entscheidungen 
zu beeinflussen? Wem gegenüber müs-
sen Interessen artikuliert und durchge-
setzt werden? Wer finanziert Investitio-
nen, Betrieb und Instandhaltung? Wer 
soll die Pläne umsetzen? Und schließ-
lich: Ist es wahrscheinlich, dass die Re-
formen den ärmsten und marginalisier-
ten Bevölkerungsschichten zu einem 
besseren Zugang zu Trinkwasser ver-
helfen? 

Zu den wenigen Länder, in denen 
bislang der nachfrageorientierte An-

Dem Prinzip der Kostendeckung 
gemäß soll sich jedes Wasser- 
und Abwassersystem finanziell 
selbst tragen. Es sollten nur 
noch Projekte in Dörfern umge-
setzt werden, in denen dies der 
Fall ist.

Box 9: Prinzipien des »nachfrageorientierten Ansatzes«

• Im Mittelpunkt steht, was die Verbraucher zu zahlen bereit sind und unterhalten 
können.

• Die örtlichen Gemeinschaften initiieren, planen, implementieren, erhalten und be-
sitzen das System (was ihr Gefühl von Verantwortung verstärkt).

• Wasser wird als Wirtschaftsgut behandelt.

• Der private Sektor stellt Güter und Dienstleistungen bereit.

• Lokale Wasserkomitees, in denen Frauen eine zentrale Rolle spielen, sind stark (be-
nötigen aber Training).

• Alle Kosten für Betrieb, Instandhaltung und Erneuerung werden von den Nutzern 
gedeckt.

• Je mehr die Nutzer zahlen, desto wahrscheinlicher ist ein Projekt angebotsorientiert.

Quelle: OED 2002c, Rural Water Projects: Lessons Learned. Précis Number 215, Win-
ter 2002.

9 Die Bank benutzt die Begriffe »Demand-Re-
sponsive Approach« (DRA) und »Communi-
ty-Driven Development« (CDD) vielfach syno-
nym.
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ka und Indien. In beiden Ländern gibt 
es mehrere große Pilotprojekte. Das 
1999 verabschiedete Sektorreform-
programm der indischen Regierung ist 

zudem inzwischen nach Aussagen der 
Weltbank das weltweit größte Wasser-
projekt mit nachfrageorientiertem An-
satz (WSP 2002, 2).
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Früher als in vielen anderen südasia-
tischen Entwicklungsländern begann in 
Sri Lanka die Abkehr vom staatssozia-
listischen Entwicklungsmodell bereits 
Ende der 1970er Jahre. Dies geschah 
auf Druck des Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF) mit einem Paket von 
Liberalisierungsmaßnahmen, durch die 
die Insel südöstlich von Indien auslän-
dische Investoren anziehen und zu ei-
nem Exportzentrum wie Hongkong 
oder Taiwan werden sollte. Die Eska-
lation der Konflikte zwischen tami-
lischen und singhalesischen Parteien 
führte jedoch Anfang der 1980er Jah-
re zu einem Bürgerkrieg, in dessen Ver-
lauf mehr als 64.000 Menschen starben 
und schätzungsweise 800.000 vertrie-
ben wurden. Der Konflikt beeinträch-
tigte nicht nur die Entwicklung, son-
dern auch die Attraktivität des Landes 
für private Investoren. Trotzdem ver-
zeichnet das Land – mit Ausnahme des 
Jahres 2001 – eine stetiges Wirtschafts-
wachstum von vier bis sechs Prozent 
und einen vergleichsweise hohen Ge-
sundheits- und Bildungsstandard. Mit 
880 US-Dollar im Jahr liegt das durch-
schnittliche Pro-Kopf-Einkommen hö-
her als in den meisten Ländern Süda-
siens. Allerdings lebt etwa ein Viertel 
der 20 Millionen Einwohner unterhalb 
der Armutsgrenze, davon 90 Prozent in 
ländlichen Gebieten (Country Brief Sri 
Lanka).

Im Februar 2002 vereinbarten die 
Regierung von Sri Lanka und die ta-
milische Befreiungsbewegung LTTE ei-
nen Waffenstillstand, mit dem der Bür-
gerkrieg nach 20 Jahren vorerst been-
det wurde und der den Weg frei mach-
te, um die bereits 1977 eingeleiteten 
marktwirtschaftlichen Reformen (Li-
beralisierung von Handel, Wechsel-
kursen und Investitionsbedingungen) 
beschleunigt fortzusetzen. Das schlug 
sich unter anderem im Dezember 2002 

in der neuen Wirtschafts- und Armuts-
minderungsstrategie (»Regaining Sri 
Lanka, Vision and Strategy for Ac-
celerated Development«) nieder. Im 
April 2003 legte die Weltbank, die Sri 
Lanka seit Beginn der Liberalisierung 
durch zinsgünstige Kredite ihrer Toch-
ter IDA10 mit insgesamt 2,4 Milliarden 
US-Dollar (bis 1997) unterstützt hat-
te, ihre neue Länderstrategie (Coun-
try Assistance Strategy) vor. Für deren 
Umsetzung sagte sie 800 Millionen US-
Dollar an Zuschüssen und IDA-Kredi-
ten für einen Zeitraum von vier Jahren 
zu. Das bedeutet eine erhebliche Steige-
rung gegenüber den vorangegangenen 
fünf Jahren, in denen im Schnitt jähr-
lich nur 60 Millionen US-Dollar bereit 
gestellt wurden. Ein Schwerpunkt da-
bei ist die Schaffung von Rahmenbe-
dingungen für die Entwicklung des pri-
vaten Sektors, wozu unter anderem die 
Verbesserung des Banken- und Finanz-
sektors, des Dienstleistungssektors, der 
Infrastruktur und der Regulierungsfä-
higkeiten gehört.

Im staatlichen Entwicklungskonzept 
wie auch in der Länderstrategie der 
Weltbank spielt der Wassersektor eine 
wichtige Rolle. Gefördert wird sowohl 
die Versorgung, auf die knapp acht 
Prozent der laufenden Kredite entfal-
len, als auch der Ausbau beziehungs-
weise die Rehabilitierung der Bewässe-
rungslandwirtschaft, insbesondere in 
den Bürgerkriegsregionen (North East 
Irrigated Agriculture Project). Ein er-
klärter Ansatz dabei sei es, »Gemein-
schaften so zu stärken (»empowering«), 
dass sie ihre Entwicklungsbedürfnis-
se selbst angehen können.« (Country 
Brief Sri Lanka, 2)

Die neue Länderstrategie der 
Weltbank für Sri Lanka sieht 
eine Steigerung der Zuschüs-
se und Kredite von jährlich 60 
Millionen US-Dollar auf jährlich 
800 Millionen US-Dollar vor.

Eine Abkehr vom staatssozialis-
tischen Entwicklungsmodell be-
gann in Sri Lanka auf Druck des 
Internationalen Währungsfonds 
bereits Ende der 1970er Jahre. 

Teil 2. Die Weltbank und die Was-
serpolitik in Indien und Sri Lanka

2.1. Sri Lanka: Probelauf für den nachfrageorientierten 
Ansatz 

10 Die International Development Association 
(IDA) vergibt Kredite und Zuschüsse an die 
ärmsten Länder.
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Bis Ende der 1990er Jahre hat die 
Weltbank beziehungsweise ihre Toch-
ter IDA vier Projekte im Bereich Was-
serversorgung und sanitäre Einrichtun-
gen in Sri Lanka mit insgesamt 100,5 
Millionen US-Dollar finanziert. Da-
von befindet sich ein Projekt im länd-
lichen Bereich, das Community Water 
Supply and Sanitation Project (CWS-
SP), das 1993 bewilligt wurde und eine 
Laufzeit von fünf Jahren hatte. Dieses 
»innovative Projekt« – so die OED in 
ihrer Evaluierungs-Studie von 1998 
– zielte darauf ab, »die Einbeziehung 
der Nutzer, einschließlich der Frauen, 
durch den Rückgriff auf bestehende lo-
kale Gruppen oder die Förderung neu-
er, auf der Gemeinschaft aufbauenden 
Gruppen zu steigern, um die Entwick-
lung, Umsetzung, den Betrieb und die 
Instandhaltung neuer Versorgungssys-
teme selbstverantwortlich durchzufüh-
ren« (OED 1998, 1).

Im Rahmen des Projekts sollte die 
Regierung von Sri Lanka ihre Verant-
wortung für Planung, Management 
und den Großteil der Finanzierung der 
Wasserversorgung im ländlichen Be-
reich an Wassernutzer-Gruppen über-
geben. Das Projekt galt als Pilotprojekt 
und verfolgte drei Ziele: 

• Die Durchführung von nachfrageori-
entierten Wasserprojekten im ländli-
chen Raum und in kleineren Städten 
in den Distrikten Ratnapura, Badul-
la and Matara.

• Die Entwicklung von Systemen und 
Institutionen für die kommunale Pla-
nung, Implementierung, Durchfüh-
rung und Instandsetzung von nach-
frageorientierten Wasser- und Abwas-
sersystemen.

• Die Vorbereitung eines Folgeprojekts 
und eines Konzepts für die Übertra-
gung dieses Ansatzes auf den Was-
sersektor des ganzen Landes.

Der neue Ansatz einer nachfrageori-
entierten Wasserversorgung im ländli-
chen Bereich in Sri Lanka hatte vor al-
lem finanzielle Gründe. So schreibt die 
Weltbank in der Einleitung für den Pro-
jektbericht:
»Schwierigkeiten mit dem Staatshaus-
halt, die von den Kosten des Bürger-
kriegs herrühren, machten es der Regie-
rung unmöglich, die Infrastrukturbe-
dürfnisse der Bevölkerung zu befriedi-

gen und den Standard für Dienstleistun-
gen im ländlichen Bereich aufrecht zu 
erhalten.« (World Bank 1999a, 2) 

Weiter wird festgestellt, dass der 
ländliche Wassersektor sich finanzi-
ell nicht trage, da die Wasserpreise die 
Wasserkosten nicht decken würden. 

Stattdessen zielte die Politik nun 
ab auf die Bildung von Wassernutzer-
gruppen, durch die die Verbraucher 
an Planung und Umsetzung von Ver-
sorgungseinrichtungen beteiligt wer-
den sollten. Je nach gewähltem Lö-
sungskonzept würden die Kosten, die 
die Verbraucher zu tragen hätten, va-
riieren. Außerdem sollten die Nutzer-
gruppen auf die Zahlungsmoral ach-
ten, um das Geld für Betrieb und In-
standhaltung einzutreiben. Dabei geht 
das Konzept von der Erwartung aus, 
dass »eine Einbeziehung der Nutzer in 
alle Aspekte der Entwicklung, der Um-
setzung, des Betriebs und der Instand-
haltung von Versorgungssystemen die 
Nachhaltigkeit verbessert. Die Einbe-
ziehung von Frauen ist dabei für den 
Erfolg entscheidend.« (OED 1998, 2)

Offiziell hatten Mitte der 1990er 
Jahre knapp 80 Prozent der Bevölke-
rung in ländlichen Gebieten Zugang zu 
Wasser, 70 Prozent zu sanitären Ein-
richtungen. Doch vielfach waren Was-
serqualität und Anlagen schlecht. Ob-
wohl die Regierung bereits offiziell die 
Politik verfolgte, dass zumindest für 
Betrieb und Instandhaltung die Kosten 
durch die Nutzer gedeckt werden soll-
ten, wurde dieses Ziel selten erreicht. 
Das neue Konzept sollte nicht nur diese 
Kostendeckung sicherstellen, sondern 
darüber hinaus auch einen Beitrag der 
Verbraucher zu den Kapitalkosten ein-
führen – bei Wasser einen Anteil von 
20 Prozent, bei Latrinen sogar die vol-
len Kosten. Dadurch, so die Erwartung, 
würde ein »Sense of ownership« entste-
hen und damit die Nachhaltigkeit gesi-
chert werden. Gleichzeitig sollten auch 
bei bestehenden Systemen die Tarife 
so angehoben werden, dass zumindest 
die Kosten für Betrieb, Instandhaltung 
und Schuldendienst beglichen werden 
konnten.

In ihrer internen Evaluierung des 
Pilotprojekts stellt die Weltbank zwar 
eine Reihe von Erfolgen heraus, jedoch 
überwiegen die Schwierigkeiten bei der 
Umsetzung dieses Konzepts. So sei die 
Versorgung quantitativ und qualitativ 

Das nachfrageorientierte Pro-
jekt sollte nicht nur die Kosten-
deckung sicherstellen, sondern 
darüber hinaus einen Beitrag 
der Verbraucher zu den Kapital-
kosten einführen – bei Wasser 
20 Prozent, bei Latrinen die vol-
len Kapitalkosten.
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zwar verbessert worden, blieb jedoch 
insgesamt in den Projektgebieten unbe-
friedigend (World Bank 1999a). Eben-
so verbesserte sich die Partizipation bei 
der Projektplanung, nicht jedoch bei 
der Umsetzung, also etwa beim Bau 
von Versorgungseinrichtungen. Vor 
allem aber blieb die Kostendeckung 
problematisch: »Die Tarife blieben zu 
niedrig, ebenso der Einzug der Gebüh-
ren«, heißt es in der OED-Studie (29). 
»Es ist noch zu früh, um festzustellen, 
ob die Instandhaltungskosten tatsäch-
lich von den Nutzern allein, ohne fi-
nanzielle Unterstützung von außen, ge-
tragen werden können,« konstatiert 
die Weltbank (1999a, 5). Die geringe 
Bereitschaft der Bevölkerung, höhere 
Wasserpreise zu zahlen und sich in den 
Projekten zu engagieren sowie man-
gelhafte Instandsetzungsbemühungen 
werden als die zentralen Probleme des 
Projekts identifiziert. Die Nachhaltig-
keit der getätigten Investitionen von 
knapp 30 Millionen US-Dollar wird 
von der Bank selbst bezweifelt. Trotz-
dem fordert die Bank weiterhin, dass 
die nationale Wasserpolitik des Lan-
des umfassend reformiert und auf die 
Elemente wie Partizipation, Nachfrage-
orientierung und Kostendeckung aus-
gerichtet wird. 

2.1.2. Reform des Wasser-
sektors

«Der nachfrageorientierte Ansatz, 
der von der Weltbank in dem ersten 
Community Water Supply and Sani-
tation Project getestet wurde, wurde 

mittlerweile von der Asiatischen Ent-
wicklungsbank und anderen großen 
Geldgebern übernommen und wird 
nun in ganz Sri Lanka umgesetzt«, be-
richtet Rajindra de Ariyabandu, Direk-
tor für Politik und Planung beim staat-
lichen Water Resources Secretariat in 
Colombo (Ariyabandu 2004). Die Ein-
führung des nachfrageorientierten An-
satzes ist eine zentrale Säule der um-
fassenden Reform des Wassersektors 
in Sri Lanka, bei deren Formulierung 
die Weltbank erheblichen Einfluss aus-
übte. Die Orientierung auf Liberalisie-
rung, Kommerzialisierung und Privati-
sierung sowie auf Nachfrageorientier-
ung und Kostendeckung schlägt sich in 
verschiedenen Strategie- und Politikpa-
pieren sowie in neuen Gesetzen nieder:
1. 2001 wird die neue National Policy 

on Rural Water Supply and Sanitati-
on verabschiedet, die unter anderem 
den wirtschaftlichen Wert des Was-
sers und einen nachfrageorientierten 
Ansatz betont.

2. Die Wachstums- und Armutsstrategie 
(PRSP) »Regaining Sri Lanka: Visi-
on and Strategy for Accelerated De-
velopment« wurde den multilatera-
len Finanzinstitutionen im Dezember 
2002 vorgelegt und hat drei zentra-
le Säulen: Die Schaffung der makro-
ökonomischen Voraussetzungen für 
eine Stärkung des privaten Sektors, 
die Orientierung auf Armutsminde-
rung, und die Verbesserung staatli-
cher Fähigkeiten zu Überwachung 
und Regulierung.

3. Im Sommer 2003 verabschiedete die 
Weltbank die neue Länderstrategie 

Box 10: Wasserbau-Kultur

Der Bau von riesigen Wasserauffangbecken, Kanälen und Dämmen zwischen dem 
ersten und sechsten Jahrhundert nach Christus trug entscheidend zur Ernährungssi-
cherheit und der Entwicklung der buddhistischen Gesellschaft in Sri Lanka bei. Erst 
der Wandel von einer vom Regen abhängigen Landwirtschaft, die nur eine Ernte pro 
Jahr zuließ, zu einer Bewässerungslandwirtschaft mit zwei Ernten pro Jahr ermöglichte 
es der Gesellschaft, die buddhistischen Mönche mitzuversorgen. Das Wachstum der 
Klöster und des buddhistischen Glaubens war zu dieser Zeit möglich, weil die Land-
wirtschaft genug abwarf, um auch die nicht in der Landwirtschaft Beschäftigten zu 
ernähren. Die Entstehung des politischen und religiösen Zentrums im Nordosten der 
Insel zur Mitte des fünften Jahrhunderts nach Christus wird eng mit der Entwicklung 
der bewässerten Landwirtschaft in dieser Gegend in Verbindung gebracht. Die Verant-
wortung für die Wasserversorgung lag schon damals beim Staat. Die Legitimität eines 
Herrschers hing unter anderem von seiner Kapazität ab, die Wasserversorgung zu 
sichern. Gelang dies nicht, drohte der Machtentzug.

Quelle: Anuradha Seneviratna, The Springs of Sinhala Civilization, New Delhi 1989.

Die Partizipation verbesserte 
sich bei der Projektplanung, 
nicht jedoch bei der Umsetzung. 
Die Kostendeckung erwies sich 
als problematisch.
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für Sri Lanka, die die Umsetzung der 
Armutsminderungs-Strategie unter-
stützen soll. Sie legt die Projekte und 
Programme der Finanzorganisation 
in dem Land für die kommenden vier 
Jahre fest.

4. Im Oktober 2003 wurde dem Par-
lament das Gesetz zur Reform der 
Dienstleistungen im Wassersektor 
(Water Services Reform Bill) vorge-
legt.

Die Weltbank konstatiert, dass in der 
Gesellschaft Sri Lankas trotz bemer-
kenswerter Entwicklungsfortschritte in 
den letzten Jahren noch immer erhebli-
che Ungleichheit besteht. Besonders in 
Bezug auf Chancengleichheit, den Zu-
gang zu Dienstleistungen und die Ver-
teilung natürlicher Ressourcen gebe 
es landesweit erhebliche Unterschie-
de. Aus diesem Grunde sei die Verbes-
serung der Qualität und des Zugangs 
zu Dienstleistungen ein Hauptziel der 
Länderstrategie (CAS). Zugleich müsse 
die Fähigkeit lokaler Gemeinschaften, 
ihre Entwicklungsbedürfnisse selbst zu 
befriedigen, gestärkt werden.

Ein zentrales Element der Strategie 
ist die Reform des öffentlichen Sektors, 
die sowohl durch programmgebunde-
ne als auch durch projektgebundene 
Kredite unterstützt werden soll. Neben 
einem jährlich bereitgestellten Kredit 
zur Armutsreduzierung (Poverty Re-
duction Support Credit – PRSC) wird 
die Weltbank weitere Kredite und Zu-
schüsse vergeben, um Projekte in ein-
zelnen Sektoren zu finanzieren (World 
Bank 2003b, 28). Dabei propagiert die 
Weltbank die Flexibilisierung der Ar-
beitsmärkte, die Stärkung des Privat-
sektors und eine stärkere finanzielle 

Beteiligung von Nutzern im Bereich der 
Basisdienstleistungen.

Als Anreiz für die Regierung, die 
Vorstellungen der Weltbank konse-
quent umzusetzen, macht die Länder-
strategie die Höhe der Kredite davon 
abhängig, ob die Regierung ihr Budget-
defizit entscheidend verringert und die 
Rolle privater Unternehmen im Infra-
strukturbereich ausbaut. Unter diesen 
Bedingungen sind die Finanzmittel, die 
Sri Lanka von der Weltbank erhält, um 
25% höher als wenn sie diese Vorga-
ben nicht zur Zufriedenheit der Bank 
einhält (World Bank 2003b, 29). 

Viele Elemente der Länderstrate-
gie basieren auf der Armutsstrategie 
(PRSP) »Regaining Sri Lanka: Vision 
and Strategy for Accelerated Develop-
ment« vom Dezember 2002. Die in der 
Strategie enthaltenen Konzepte für den 
Wassersektor entsprechen deutlich de-
nen der Weltbank. So ist eine Verbes-
serung des Zugangs zu Trinkwasser im 
ländlichen Bereich über die Verbrei-
tung von nachfrageorientierten Sys-
temen mit steigender Kostendeckung 
durch die Nutzer vorgesehen. Im städ-
tischen Bereich sieht die Strategie eine 
Erweiterung der Rolle des Privatsek-
tors vor.

In der Länderstrategie wurden zwei 
große Projekte für den Wassersektor 
verankert: 
• Das zweite Gemeinschafts-Wasser-

projekt (Second Community Water 
and Sanitation Project), das von der 
Weltbank mit 40 Millionen US-Dol-
lar bei einer Laufzeit bis 2009 finan-
ziert wird, soll den Zugang zu Was-
ser in den Kommunen im Nordos-
ten, Nordwesten und den zentra-
len Provinzen verbessern. Das Pro-
jekt ist das Folgeprojekt des ersten 
Community Water Supply and Sani-

Box 11: Gebremste Partizipation 

Während die Weltbank und die Regierung behaupten, die Armutsstrategie sei unter 
breiter Beteiligung gesellschaftlicher Gruppen zustande gekommen und repräsen-
tiere einen gesellschaftlichen Konsens, dementieren zivilgesellschaftliche Gruppen und 
Netzwerke des Landes diese Behauptung. Die Bewegung Movement for National 
Land and Agriculture Reform und das Netzwerk Alliance for the Protection of Natio-
nal Resources and Human Rights aus Sri Lanka berichteten auf dem 3. World Water 
Forum in Kyoto im März 2003, dass sie keine Möglichkeit gehabt hätten, die für den 
Wassersektor relevanten Aspekte des PRSP zu beeinflussen. Das Dokument sei als sol-
ches zwischen Weltbank und Regierung verhandelt worden und die Vorbehalte vieler 
Gruppen gegen die geplante Kommerzialisierung des Sektors seien in keiner Weise 
berücksichtigt worden.

Zentrales Element der Länder-
strategie ist die Reform des öf-
fentlichen Sektors.
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en Projekts finanziert die Weltbank 
einerseits Investitionen in Wasserin-
frastrukturanlagen, andererseits un-
terstützt sie Wassernutzerorganisati-
onen und andere Bevölkerungsgrup-
pen bei der eigenständigen Verwal-
tung und Finanzierung von Wasser-
infrastrukturanlagen11. 

• Das große Bewässerungsprojekt 
North East Irrigated Agriculture 
Project, für das 64,7 Millionen US-
Dollar bereitgestellt werden, bildet 
den Kern des Wiederaufbaufonds 
mehrerer internationaler Geber für 
den Nordosten (NERF), als dessen 
Koordinator die Weltbank fungiert. 

Die neue National Policy for Ru-
ral Water Supply and Sanitation Sector 
setzt sich explizit von der bisherigen 
Vorstellung ab, wonach »Trinkwasser 
und Basis-Sanitärversorgung als sozi-
ale Güter betrachtet wurden,« für de-
ren Bereitstellung die Regierung ver-
antwortlich sei (Republik of Sri Lanka 
2000, 2). Die Versorgung habe sich da-
bei orientiert »an einem Bedarf, der al-
lerdings nicht notwendig durch eine ef-
fektive Nachfrage unterstützt wurde.« 
Und da die Einnahmen nicht die Aus-
gaben der öffentlichen Hand decken 
würden, wird eine progressive Kosten-
deckung durch die Verbraucher ange-
strebt. 

Der Staat soll sich zunehmend auf 
die Regulierung und die Gewährleis-
tung der Rahmenbedingungen zurück-
ziehen, während die Bereitstellung der 
Einrichtungen und Dienstleistungen 
durch die Verbraucher selbst erfolgen 
soll. Dafür seien »Veränderungen in 
der Konzeption und im Verhalten er-
forderlich, die auf Wasser als einem 
wirtschaftlichen Gut und einer Ware, 
die auf effektive Nachfrage reagiert, 
abstellen.« (ebd. 7)

Wo immer möglich sollen kommuna-
le Organisationen (Community-Based 
Organisations, CBOs) und private Be-
treiber den Bedarf und technische Lö-
sungen bestimmen, Mittel mobilisieren 
und Planung, Bau und Betrieb durch-
führen oder zumindest kontrollieren. 
Dabei solle auf eine breite Partizipa-

tion der betroffenen Bevölkerung ge-
achtet werden. Internationale Investo-
ren, so die Hoffnungen, könnten Geld, 
technische Unterstützung und Erfah-
rungen beisteuern. 

Im Oktober 2003 wurde dem Par-
lament das Gesetz zur Reform der 
Dienstleistungen im Wassersektor vor-
gelegt, das vorsieht, sowohl im städ-
tischen wie im ländlichen Bereich die 
Privatisierung und Kommerzialisie-
rung weiter auszubauen und die in der 
Länderstrategie und der Armutsmin-
derungsstrategie formulierten Grund-
sätze auf eine rechtliche Grundlage 
zu stellen. Seine Verabschiedung wür-
de eine grundlegende Veränderung des 
Systems der Wasserversorgung nach 
sich ziehen. Das würde vor allem durch 
zwei Elemente geschehen: Die Bildung 
einer autonomen Kommission für Öf-
fentliche Versorgung (Public Utilities 
Commission) und die Einführung von 
Lizenzen für die Wasserversorger.

Die neue Kommission, die unabhän-
gig von Regierung und Parlament sein 
soll, soll – neben der fachlichen Be-
ratung von Regierung und Ministeri-
en – als wirtschaftliche und technische 
Regulierungsinstanz fungieren. Zu ih-
ren vielfältigen Aufgaben gehören ins-
besondere die Festlegung von Tarifen, 
Qualitätsanforderungen und Versor-
gungsstandards, die Vergabe von Li-
zenzen an Betreiber von Versorgungs-
einrichtungen, und das umfassende 
Management der Wasserressourcen. 
Zielvorgabe ist eine umfassende, effi-
ziente, wirtschaftliche und sichere Ver-
sorgung, wobei die finanzielle Nach-
haltigkeit durch Kostendeckung er-
reicht werden soll.

Eine ihrer zentralen Aufgaben, die 
durch das Gesetz detailliert geregelt 
wird, ist die Vergabe von Lizenzen für 
die Bereitstellung von Dienstleistun-
gen im Wassersektor. Lizenzen kön-
nen sowohl von öffentlichen Institutio-
nen wie der Nationalen Wasserbehörde 
NWSDB als auch von CBOs und pri-
vaten Unternehmen erworben werden. 
Um eine Lizenz zu erhalten, müssen 
nicht nur finanzielle Ressourcen bereit 
gestellt werden, es müssen auch ein Fi-
nanzplan und Kostendeckungskalkula-
tionen vorgelegt werden. 

Die lizenzierten Akteure sollen die 
Verfügungsgewalt über die gesamte In-
frastruktur und die Wasserressourcen 

11 http://web.worldbank.org/external/default/m
ain?pagePK=64027221&piPK=64027220&t
heSitePK=233047&menuPK=287063&Proje
ctid=P058067.

Eine von Regierung und Parla-
ment unabhängige Kommission 
für Öffentliche Versorgung soll 
Lizenzen für die Bereitstellung 
von Dienstleistungen im Was-
sersektor vergeben. Lizenzbe-
dingung ist unter anderem eine 
Kostendeckungskalkulation.

Als Anreiz für die Regierung, die 
Länderstrategie umzusetzen, 
macht die Weltbank die Kredit-
höhe von der Verringerung des 
öffentlichen Budgetdefizits und 
dem Ausbau privater Unter-
nehmen im Infrastrukturbereich 
abhängig.
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in einem bestimmten Gebiet erhalten. 
Sie haben damit als einzige das Nut-
zungsrecht auf Wasser und das Recht, 
Dienstleistungen im Wasserbereich an-
zubieten und einen Preis dafür zu ver-
langen. Öffentliche Einrichtungen ha-
ben für den Zeitraum von fünf Jahren 
nach der Verabschiedung des Gesetzes 
ein Vorrecht auf die Zuteilung von Li-
zenzen. Falls es ihnen in diesem Zeit-
raum jedoch nicht gelingt, eine Lizenz 
zu erwerben, kann die Kommission die 
Gebiete an andere Bewerber vergeben. 

2.1.3. Eine erste Einschätzung

Nach Aussage von Miriam Witana, 
ehemalige Infrastrukturspezialistin der 
Weltbank in Sri Lanka, übernahm die 
Weltbank eine koordinierende Funkti-
on bei der Reform des Wassersektors 
des Landes. So sei das Konzept für die 
2001 verabschiedete National Policy 
on Rural Water Supply and Sanitati-
on von Beratern der Bank kommen-
tiert und in ihrem Sinne verändert wor-
den12. Auch die Gesetzesvorlage für die 
Reform der Dienstleistungen im Was-
sersektor vom Oktober 2003 wurde 
unter erheblichem Einfluss der Welt-
bank erarbeitet. Die jetzige Infrastruk-
turspezialistin der Weltbank in Colom-
bo bestätigt, dass die Öffnung des Sek-
tors für private Investoren ein zentra-
les Element der Gesetzesinitiative und 
der von der Weltbank geforderten Re-
formen sei. Sie berichtet, dass die Welt-
bank das Ministerium, das den Geset-
zesentwurf vorbereitet hat, unterstütz-
te, unter anderem, indem sie private 
Berater zur Verfügung gestellt hatte, 
die an der Ausformulierung des Geset-
zes entscheidend mitgewirkt hatten13. 

Es verwundert daher nicht, dass die 
Politik Sri Lankas nun exakt der Was-

serpolitik der Weltbank entspricht: 
Nachfrageorientierung, Kostende-
ckung, Partizipation der Nutzer sowie 
die Definition von Wasser als Ware sind 
zentrale Elemente ihrer Politik. Die Re-
gierung soll sich auf die Formulierung 
der nationalen Wasserpolitik und die 
Regulierung des Sektors zurückziehen. 
»Die Verantwortung für die Bereitstel-
lung der Einrichtungen und Dienstleis-
tungen im Wassersektor soll an den 
Privatsektor und an kommunale Orga-
nisationen übergeben werden. Das ent-
spricht einer klaren Veränderung der 
Funktionen und Verantwortlichkeiten 
der verschiedenen Akteure in dem Sek-
tor«, heißt es in der ländlichen Versor-
gungsstrategie (Rural Water Supply and 
Sanitation, RWSS) (World Bank 1999b, 
11). CBOs und Nutzergruppen haben 
ganz im Sinne der Nachfrageorientie-
rung die Aufgabe, die Wasserbedürf-
nisse der Bevölkerung abzuschätzen, 
sich für eine adäquate Infrastruktur zu 
entscheiden und einen wachsenden Teil 
der anfallenden Kosten zu tragen. 

Allerdings werfen die Gesetze und 
Regelungen, die zur flächendecken-
den Umsetzung des nachfrageorientier-
te Ansatz geschaffen wurden, viele Fra-
gen auf:

• Wie der erwähnte ungleiche Zugang 
zu öffentlichen Dienstleistungen ge-
nerell und im Wassersektor im be-
sonderen verbessert werden könnte, 
bleibt unbeantwortet. Abgesehen von 
allgemein gehaltenen Aussagen fehlt 
es an ausdrücklichen Strategien und 
Maßnahmen, wie die Versorgung der 
Ärmsten gezielt verbessert werden 
kann. Damit besteht keine Garantie 
auf eine bessere Versorgung für sie.

Die Wasserpolitik Sri Lankas 
entspricht den Vorgaben der 
Weltbank: Politikleitend dabei 
ist die Definition von Wasser als 
Ware.

Box 12: Lizenz zum Ausschluss

Das geplante Gesetz zur Reform der Dienstleistungen im Wassersektor gibt den Lizenz-
inhabern weitreichende Befugnisse, auch über die Wasserressourcen. Falls ein öffentli-
cher Brunnen in einem Gebiet errichtet werden soll, für das ein anderer Akteur bereits 
eine Lizenz besitzt, müssen die entstehenden Kosten, auch die für die entnommene 
Wassermenge, von der öffentlichen Hand ersetzt werden. Personen, die Wasser in 
Gebieten entnehmen, die einem lizenzierten Akteur gehören, verstoßen gegen das 
neue Gesetz und müssen mit strafrechtlichen Konsequenzen rechnen. Auch Personen, 
die in einer Wasserquelle, die einem lizenzierten Betreiber gehört, baden oder ihre 
Kleidung waschen, handeln gesetzeswidrig und können bestraft werden.

13 Amalie Rajapaksa, Interview, Colombo, 
31.10.2003. Im Rahmen eines Kredits zur tech-
nischen Unterstützung von Wirtschaftsrefor-
men finanziert die Weltbank Berater der priva-
ten Consultingfirmen PricewaterhouseCoopers 
und Halcrow.

12 Miriam Witana, persönliches Gespräch, Co-
lombo, 7.11.2003.
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Die Lizenzierung gibt den Li-
zenznehmern enorme Kontroll-
möglichkeiten. Somit ist nicht 
gewährleistet, dass zumindest 
ein Teil der Wasserressourcen 
öffentlich zugänglich bleibt. Der 
Wasserpreis kann so hoch ge-
setzt werden, dass eine Kosten-
deckung gewährleistet ist.

• Das Verhältnis von Wassergesetz 
(WSRB) und ländlicher Versorgungs-
strategie (RWSS) bleibt unklar. An-
gesichts hoher Anforderungen an Li-
zenznehmer ist es unwahrscheinlich, 
dass kommunale Organisationen in 
größerem Umfang in der Lage sein 
werden, Lizenzen zu beantragen.

• Die Lizenzierung gibt den Lizenzneh-
mern enorme Kontrollmöglichkeiten 
über die Gestaltung der Versorgung, 
auch unter dem Aspekt der Kosten-
deckung, und über die lokalen Was-
serressourcen. Somit ist nicht gewähr-
leistet, dass zumindest ein Teil der 
Wasserressourcen und des Zugangs 
zur Trinkwasserinfrastruktur öffent-
lich und für alle zugänglich bleibt. 

• Lizenzierte Akteure haben außer-
dem das Recht, den Wasserpreis so 
hoch zu setzen, dass sie ihre gesam-
ten Kosten decken können. Der Ge-
setzentwurf enthält außer dem Appell 
an die »soziale Verantwortung« kei-
nerlei Vorkehrungen, die sicherstel-
len würden, dass die Akteure sozia-
le und ökologische Grundsätze be-
rücksichtigen. Explizit wird ihnen ge-
stattet, säumigen Verbrauchern das 
Wasser abzustellen. Wie der Zugang 
zu Trinkwasser für ärmere Bevölke-

rungsgruppen gewährleistet werden 
soll, bleibt unklar.

• Dem Monopol der Lizenznehmer 
stehen nur unzureichende Regulie-
rungsmöglichkeiten gegenüber – die 
CBOs und die lokalen Behörden wer-
den in vielen Fällen zu schwach sein, 
die zentralisierte Aufsichtsbehörde 
(Public Utilities Commission, PUC) 
ist weit weg. Zudem zeichnet sich – 
wie auch in städtischen Privatisie-
rungsprojekten – ein Dauerkonflikt 
zwischen Lizenznehmern, die einen 
kostendeckenden, profitablen Was-
serpreis verlangen, und der Regu-
lierungsbehörde, die sozial tragbare 
Preise sicherstellen soll, ab.

• Zudem gab es keine umfassende Par-
tizipation bei der Entwicklung der 
Wasserstrategie, ganz im Gegensatz 
zur Ankündigung der Weltbank, dass 
»die stärkere Beteiligung der Wasser-
nutzer und der Zivilgesellschaft ins-
gesamt bei den Reformen unverzicht-
bar ist.« (Briscoe 2003, 18)

2.2. Indien: Selbsthilfe und Staudämme

In den vergangenen 60 Jahren hat 
Indien fast 60 Milliarden US-Dollar an 
Weltbank-Krediten erhalten und ist da-
mit der größte Empfänger von Welt-
bank-Finanzierung. Der Wassersek-
tor spielte dabei stets eine bedeutende 
Rolle. So finanzierte die indische Re-
gierung beispielsweise zwischen 1985 
und 1997 zehn Prozent ihrer Investi-
tionen in den Wassersektor mit Welt-
bank-Mitteln. Zwar ging seit dem Hö-
hepunkt 1987 die Kreditvergabe nahe-
zu um die Hälfte auf 330 Millionen US-
Dollar im Jahr zurück, verdoppelte sich 
aber nach der Formulierung der neuen 
Weltbank-Wasserpolitik von 1993 wie-
der. Damals stieg der Anteil der Welt-
bank-Mittel für Indien, die für Wasser-
projekte verwendet wurden, von neun 
Prozent auf 25 Prozent. Ein Großteil 
der Mittel wurde für den Bereich der 
Landwirtschaft verwendet, aber auch 

die Investitionen in die Versorgung mit 
Trinkwasser und sanitären Einrichtun-
gen haben sich seither auf 520 Millio-
nen US-Dollar nahezu verdoppelt (Pit-
man 2002, 18).

2.2.1. Die Weltbank als Reform-
Motor

Die Anfang der 1990er Jahre durch 
eine Verfassungs- und Finanzreform 
eingeleitete schrittweise wirtschaftli-
che Liberalisierung in Indien mach-
te auch den Weg frei für Reformen 
im Wassersektor. Gleichzeitig ging die 
Weltbank mit ihrer neuen Wasserpoli-
tik von 1993 auch in Indien verstärkt 
von der Projekt- auf die Sektorförde-
rung über. Die Auseinandersetzungen 
über das Narmada-Staudamm-Pro-
jekt und der Bericht der Morse-Kom-
mission trugen zu diesem Wandel und 
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Durch die Verlagerung ihrer 
Zusammenarbeit weg von der 
selbstbewussten indischen 
Zentralregierung hin zu einer 
stärkeren Einflussnahme auf die 
Bundesstaaten verstärkte die 
Weltbank ihren Reformdruck.

Box 13: Narmada

Mitte der 1980er Jahre begann die indische Regierung mit der Planung für den Bau 
von etwa 1000 großen, mittleren und kleinen Staudämmen am Narmada-Fluss. Bei 
einem der größten Vorhaben, dem über 130 Meter hohen Sardar Sarovar-Damm, 
sollte die Weltbank ursprünglich die Hauptfinanzierungsquelle sein. Allein durch die-
ses Projekt waren über 300.000 Menschen von Vertreibung bedroht, meist indigene 
Bevölkerungsgruppen. Aufgrund des massiven Widerstands der Basisbewegung Nar-
mada Bachao Andolan zog sich die Weltbank 1993 aus dem Projekt zurück. Außer-
dem bescheinigte eine unabhängige Kommission (die Morse Commission) der Bank 
schwere Versäumnisse und Verstöße gegen ihre eigenen Richtlinien, etwa bei der 
Umsiedlung, der Umweltverträglichkeitsprüfung und der Kosten-Nutzen-Analyse.

dem damit einhergehenden Rückzug 
aus Staudammprojekten wesentlich bei 
(siehe Box 13). Die meisten Weltbank-
Vorhaben, so urteilt Himanshu Thak-
ker von SANDRP, einem Netzwerk 
von Gruppen in Südasien, die zu Stau-
dämmen arbeiten, waren »eigenmäch-
tig, unwirtschaftlich, zerstörerisch« 
und brachten weder nachhaltigen noch 
gerecht verteilten Nutzen14. 

Seit Mitte der 1990er Jahre verla-
gerte die Weltbank ihre Zusammenar-
beit zunehmend weg von der Zentral-
regierung und ging dazu über, stärker 
jene Bundesstaaten zu unterstützen, die 
»bereit sind, die öffentlichen Finanzen 
zu reformieren« (Pitman, vii). Dies be-
traf insbesondere die Bundesstaaten 
Orissa, Rajasthan, Andhra Pradesh, 
Karnataka und Uttar Pradesh. Da-
durch, so Pitman, erhielt sie »größeren 
Einfluss« auf die Reformpolitik als ge-
genüber der selbstbewussten indischen 
Zentralregierung (ebd.). In Hinblick 
auf die Wasserpolitik sollten sich die 
Staatsregierungen künftig auf die Ge-
staltung der Rahmenbedingungen be-
schränken und aus dem Management 
zurückziehen, »was dem privaten Sek-
tor, einschließlich den Nutzergruppen, 
erlaubt, einen großen Teil der Planun-
gen, Investitionen und des Betriebs im 
Wassersektor zu übernehmen.« (ebd., 
viii) In einigen Großstädten wurden 
Privatisierungsprojekte angeschoben. 
Grundsätzlich sollten Prinzipien wie 
Kostendeckung und Marktorientie-
rung stärker umgesetzt werden. »In In-
dien ist Wasser traditionell ein soziales 
Gut. Seit zehn Jahren wird jedoch ver-
sucht, Wasser als wirtschaftliches Gut 
umzudefinieren«, so Mariappa Kullap-
pa, Sektorreform-Spezialist beim Wa-

ter and Sanitation Program (WSP) Sü-
dasien der Weltbank15. 

Zunächst hatten die Reformbestre-
bungen der Weltbank allerdings we-
nig Erfolg: Die Auswertung der Welt-
bank-Vorhaben im Bereich des Ma-
nagements von Wasserressourcen 
durch die Evaluierungsabteilung der 
Weltbank (Pitman 2002) stellt rückbli-
ckend auf die 1990er Jahre fest, dass 
»die Ergebnisse der Wasserprojekte in 
Indien, die von der Weltbank finanziert 
wurden, schlechter sind als in anderen 
Ländern Südasiens und auch schlech-
ter als für die Bank insgesamt.« (ebd., 
19) Das gilt insbesondere für Wasser-
kraft und ländliche Wasser- und Sani-
tärversorgung, »bei denen kein Projekt 
befriedigend abschnitt.« (ebd., 20) Zu-
dem sei ihre Nachhaltigkeit »unwahr-
scheinlich«. Versprochene Reformen 
seien nicht umgesetzt worden. Gerade-
zu vorwurfsvoll heißt es in der Studie: 
»Indien hat wenig Fortschritte bei der 
Reform des Wassersektors gemacht, 
obwohl es ständig von der Bank unter-
stützt worden ist.« (ebd., vii) Unter an-
derem bleibe die Implementierung von 
höheren Wassertarifen zur Kostende-
ckung »eine Herausforderung« (ebd., 
viii).

Das gilt insbesondere für die länd-
lichen Gebiete, in denen die Mehr-
heit der indischen Bevölkerung lebt. 
Trotz erheblicher staatlicher Investitio-
nen (320 Milliarden Rupies seit 1954) 
bleibt die Versorgung mit Trinkwas-
ser und sanitären Einrichtungen dort 
unzureichend. Sie ist vor allem nicht 
nachhaltig, das heißt, Versorgungs-
systeme werden schnell funktionsun-
fähig. Die Ausgaben der Zentralregie-
rung für den ländlichen Wassersektor 
müssten, so die Schätzung der Welt-

14 Stellungnahme zur WRSS, in: McCully 2002, 
Annex A.

15 M.Kullappa, persönliches Gespräch, Secun-
derabad 22.11.2003.
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29bank, um das 2,5fache steigen, um in-
nerhalb von zehn Jahren das Ziel der 
Zentralregierung einer flächendecken-
den ländlichen Wasserversorgung zu 
erreichen, »ein unrealistisches Ziel, es 
sei denn, es werden andere Finanzie-
rungsmechanismen entwickelt.« (ebd., 
Anhang E, 7)

Eine weitere umfassende Bestands-
aufnahme der Politik im Wassersek-
tor, die gemeinsam von der Zentral-
regierung, der Weltbank und einigen 
bilateralen Gebern durchgeführt und 
1998 vorgelegt wurde, kommt zu ähn-
lichen Ergebnissen. Der Regierung sei 
es zwar gelungen, 85% der ländlichen 
Bevölkerung Zugang zu Trinkwasser 
zu verschaffen, die Nachhaltigkeit der 
Versorgung und der Schutz der Was-
serqualität seien jedoch nicht sicherge-
stellt (World Bank 1999b, XI). Die Tat-
sache, dass das Wasser für die Verbrau-
cher kostenfrei sei und die Regierung 
die gesamte Verantwortung für den 
Sektor trage, wird in dem Report als 
Problem dargestellt. Den Nutzern wür-
de so die Möglichkeit genommen, ihre 
Macht als Konsumenten einzusetzen, 
um einen besseren Zugang zur Wasser-
versorgung zu erreichen. Die staatliche 
Dominanz über den Sektor würde dar-
über hinaus die Beteiligungsmöglich-
keiten von Nichtregierungsorganisati-
onen und privaten Unternehmen ein-
schränken. Die mangelnde fiskalische 
Disziplin der Regierung und die un-
genügende kommerzielle Ausrichtung 
des Sektors würde den Privatsektor zu-
sätzlich abschrecken. 

Die Bestandsaufnahme schlug eine 
neue, umfassende Reformstrategie vor, 
die »die meisten Prinzipien der Wasser-
politik der Bank von 1993 umfasst.« 
(Pitman 2002, viii) Längerfristiges Ziel 
für den ländlichen Wassersektor ist es 
demnach, die gesamten Kosten Schritt 
für Schritt auf die Nutzer abzuwälzen. 
»Ohne eine effektive Kostendeckungs-
strategie wird das Ziel der Regierung, 
allen den Zugang zu Trinkwasser zu er-
möglichen, ein unerfüllter Traum blei-
ben. Das wichtigste Ziel dieser Strate-
gie ist es daher, die gesamten Kosten 
für die Wasserversorgung (Investitio-
nen, Instandhaltungs- und Reparatur-
kosten) durch den Wasserpreis zu de-
cken. Falls Kredite für Investitionen 
aufgenommen werden müssen, sollen 
die Zinsen durch den Wasserpreis ge-

deckt, also von den Nutzern finanziert 
werden.« (World Bank 1999b, XVI-
II). Die Bank bekennt, dass es sich bei 
diesen Empfehlungen nicht lediglich 
um marginale Veränderungen handelt. 
Sie sei vielmehr daran interessiert, den 
Wassersektor Indiens »radikal zu refor-
mieren« (ebd., XII). 

2.2.2. Ausweitung ohne Aus-
wertung

Wie in Sri Lanka wurden auch in In-
dien zunächst eine Reihe von Pilotpro-
jekten mit nachfrageorientiertem An-
satz (Demand-Responsive Approach, 
DRA) initiiert, teils in Zusammenar-
beit mit der Weltbank beziehungswei-
se mit ihrem Water and Sanitation Pro-
gram (WSP Südasien). In 1000 Dör-
fern im nordindischen Bundesstaat Ut-
tar Pradesh finanzierte die Weltbank 
von 1996 bis 2002 das Projekt »Swa-
jal« – »Unser Wasser« – der dortigen 
Landesregierung. Im Rahmen des länd-
lichen Wasserprogramms Accelerated 
Rural Water Supply Programme för-
derte die Zentralregierung Projekte in 
63 Distrikten in 26 Bundesstaaten, bei 
denen »ein Gemeinschafts-Ansatz ge-
wählt wurde, um die Verwaltung von 
Versorgungsdienstleistungen auf der 
Dorfebene, also im Rahmen der loka-
len Selbstverwaltung und Gemeinden, 
voranzutreiben.« (WSP August 2001a) 
Weitere Pilotprojekte wurden seit Ende 
der 1990er Jahre auch in Karnataka, 
Kerala und Andhra Pradesh durchge-
führt oder geplant. 

Die Projekte haben in der Regel eine 
Laufzeit von fünf Jahren und umfas-
sen die Erstellung eines Sektorrahmen-
programms für den ländlichen Wasser-
sektor, Kredite für Investitionen, sowie 
technische Unterstützung. Die Sektor-
reformen unterstützen kostendecken-
de, nachfrageorientierte Ansätze des 
Wassermanagements im ländlichen 
Raum und sollen Gemeinden und loka-
le zivilgesellschaftliche Gruppen in die 
Lage versetzen, ihre Wasserversorgung 
selbst zu übernehmen, ohne auf Unter-
stützung von außen angewiesen zu sein 
(WSP 2001b, 2). Ramesh Chandra Pan-
da, führender Beamter im Ministerium 
für ländliche Entwicklung, erklärt, bei 
der Reform handele es sich 
»um einen Paradigmenwechsel vom An-
gebots- zum Nachfrageansatz, von ei-

Die Projekte fördern die Ansät-
ze der kostendeckenden und 
nachfrageorientierten Was-
serpolitik im ländlichen Raum. 
Gemeinden und lokale Nutz-
ergruppen sollen in die Lage 
versetzt werden, ihre Wasser-
versorgung ohne Unterstützung 
von außen zu übernehmen.
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ner zentralisierten zu einer dezentralen 
Versorgung, von einer Politik von oben 
nach unten zu einer von unten nach 
oben und vor allem um einen Wechsel 
in der Rolle des Staates vom Betreiber 
zum ›Fazilitator‹.« (GoI 2003, ii)

In der Regel werden dörfliche Was-
serkomitees (Village Water and Sani-
tation Committees, VWSC) oder ähn-
liche Nutzergruppen gebildet, die dem 
lokalen Gram Panchayat, der unters-
ten Ebene des Selbstverwaltungssys-
tems Panchayati Raj, unterstehen. Die 
Komitees sollen die Beteiligung der 
Nutzer sicherstellen, Gelder eintreiben, 
die Planung, Umsetzung und Instand-
haltung der Wasserversorgung orga-
nisieren beziehungsweise überwachen, 
wenn dafür private Unternehmen enga-
giert werden. Wie in Sri Lanka sollen 
die Nutzer nicht nur die Betriebs- und 
Instandhaltungskosten tragen, sondern 
mindestens zehn Prozent der Investiti-
onen – mit in Zukunft steigender Ten-
denz. NGOs sollen die Komitees bei 
der sozialen Mobilisierung oder durch 
Trainingsvorhaben unterstützen.

Eine stichprobenartige Auswertung 
(»rapid review«) im Oktober 2001 
durch das WSP stellt fest, dass das Sek-
torreformprogramm bzw. die Pilotpro-
jekte zwar »Erfolge bei der Erarbei-
tung von Projektvorschlägen und der 
Verteilung erheblicher Finanzmittel an 
die Distrikte brachten, insgesamt wa-
ren jedoch die Fortschritte bei der Um-
setzung gering.« (WSP, June 2002, 3) 
Konkret nennt die Auswertung eine 
Reihe kritischer Punkte, die die Umset-
zung beeinträchtigten, u.a.:

• Mängel bei der Information und 
Ausbildung von Nutzergruppen und 
Mitgliedern der lokalen Gram Pan-
chayat sowie bei der Beteiligung auf 
Dorfebene;

• Fehlende Entwicklung klarer und 
transparenter Kriterien für die Aus-
wahl von Haushalten, die vorrangig 
versorgt werden sollten, obwohl dies 
wichtig für Nachhaltigkeit, Gerech-
tigkeit und flächendeckende Versor-
gung sei. Im Klartext heißt das, dass 
oft die bedürftigsten Haushalte in 
die Planungen nicht einbezogen wur-
den;

• Vielfach erhielten die Gruppen kei-
ne ausreichenden Informationen über 
die unterschiedlichen, zur Verfügung 
stehenden Technologien wie Hand-

pumpen, Regenernte, Leitungssyste-
me, zentrale Wasserstellen, Hausan-
schlüsse und die damit verbundenen 
unterschiedlichen Kostenbelastun-
gen; 

• Die wirklichen, langfristigen Kosten 
für Betrieb und Instandhaltung wur-
den vielfach nicht angemessen be-
rücksichtigt.

Kurzum: Das Ziel eines Versor-
gungssystems, das von der Gemein-
schaft geplant, entworfen, umgesetzt 
und betrieben wird, wurde bestenfalls 
ansatzweise erreicht. »Die Bestands-
aufnahme zeigte, dass die Gemein-
schaften auf allen Stufen der Planung, 
Umsetzung und Verwaltung marginali-
siert blieben.« (ebd., 6)

Trotzdem wurden im Juni 2003 
staatliche Leitlinien, die sog. »Guide-
lines on Swajaldhara«, verabschiedet, 
die den 1999 initiierten Reformpro-
zess beschleunigen und ausweiten sol-
len (GoI 2003). Und das, obwohl das 
WSP Südasien warnt, dass es bislang 
noch in keinem Land gelungen sei, die 
Pilotprojekte auf nationaler Ebene zu 
verallgemeinern. »Tatsächlich wissen 
Wasserexperten weltweit kaum, wie 
dieser Ansatz flächendeckend umge-
setzt werden kann.« (WSP 2001b) 

Mit den neuen Richtlinien hat jetzt 
jede Gemeinde die Möglichkeit, sich 
bei der Regierung ihres Bundesstaa-
tes für ein Swajaldhara-Projekt zu be-
werben. Die Projekte müssen auf dem 
Konzept der Nachfrageorientierung 
und Kostendeckung aufbauen. Das be-
deutet, dass die Bevölkerung einer Ge-
meinde sich für eine Trinkwasserinfra-
struktur entscheidet, die sie eigenstän-
dig aufrechterhalten kann. Die Regie-
rung finanziert den überwiegenden Teil 
der anfänglichen Installationskosten. 
Das Management und die Kosten für 
die Instandhaltung der Infrastruktur 
müssen von der Dorfbevölkerung, ver-
treten zum Beispiel durch ein Wasser-
nutzerkomitee, getragen werden. Die 
öffentliche Hand hat nach dem Bau der 
Infrastruktur keinerlei Verantwortung 
mehr für das Wassersystem, es liegt 
ganz in den Händen der Nutzer. Die 
Finanzmittel für die Elektrizität, das 
Gehalt der Beschäftigten, Reparaturen, 
Wartungsarbeiten und später anfallen-
de Infrastrukturarbeiten müssen von 

Obwohl es noch in keinem 
Land gelungen ist, die Pilotpro-
jekte auf nationaler Ebene zu 
verallgemeinern, wurden staat-
liche Leitlinien für Indien verab-
schiedet, die den initiierten Re-
formprozess beschleunigen und 
ausweiten sollen.

Ist der Bau der Infrastruktur 
erfolgt, müssen die Finanzmit-
tel für Reparaturen, Wartung, 
Gehalt der Beschäftigten und 
später anfallende Infrastruktur-
arbeiten von den Konsumenten 
über den Wassertarif aufge-
bracht werden.
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rif aufgebracht werden.

2.2.3. Wie die Weltbank wieder 
auf den Damm kommt

Das »Oberziel« ihrer Politik in In-
dien, so die Weltbank, sei es, ihre Res-
sourcen so einzusetzen, dass das Land 
Fortschritte auf dem Weg zu den Mil-
lenniumszielen macht (World Bank 
2004). Dabei konzentriert sie sich ge-
genwärtig auf zwei Säulen: Zum einen 
will sie Reformen im Infrastrukturbe-
reich fördern. Sie betrachtet diese als 
Voraussetzung für Wirtschaftswachs-
tum, das vor allem durch den priva-
ten Sektor vorangetrieben werden soll. 
Die zweite Säule ist die Unterstützung 
von direkten Maßnahmen zur Verrin-
gerung der Armut (»Pro-poor-Inter-
ventionen«). Neben Bildung und Ge-
sundheit konzentriert sich die Bank 
dabei auf die ländliche Entwicklung. 
»Aktivitäten sind so angelegt, dass sie 
von den Gemeinschaften getragen wer-
den, schwache Gruppen (Frauen, unte-
re Kasten, indigene Bevölkerungen und 
Landlose) erreichen, die Dezentralisie-
rung fördern und ›empowerment‹ auf 
der lokalen Ebene stärken,« heißt es im 
Länderprofil (Country Brief India). Als 
positive Beispiele für solche armuts-
orientierten Maßnahmen werden un-
ter anderem die nachfrageorientierten 
Wasserprojekte in Karnataka und Ke-
rala hervorgehoben. 

Im Entwurf für ihre jüngste Länder-
strategie 2005-2008 vom Juni 2004 
kündigt die Bank an, ihre Unterstüt-
zung für Reform und Ausbau der In-
frastruktur erheblich auszuweiten. Die 
Kredite für Indien sollen auf bis zu 3 
Milliarden US-Dollar im Jahr verdop-
pelt werden, wobei der größte Teil der 
zusätzlichen Gelder für Infrastruk-
turprojekte bestimmt ist. Der beson-
dere Clou dabei: Nach Jahren der Ab-
stinenz will die Weltbank wieder Groß-
staudämme direkt mitfinanzieren. Da-
für sollen bis 2008 550 Millionen US-
Dollar bereitgestellt werden.

Begründet wird die Rückkehr zur Fi-
nanzierung von Staudämmen mit dem 
Energiebedarf, um Indiens Wirtschafts-
wachstum zu sichern. Gleichzeitig soll 
der Infrastrukturbereich insgesamt wei-
ter kommerzialisiert werden, um ihn 
für private Investoren attraktiv zu ma-

chen. Dabei soll die Weltbank-Tochter 
IFC, die Kredite für private Unterneh-
men vergibt, ihre Aktivitäten erheb-
lich steigern, insbesondere »in Projek-
ten, bei denen der Risiko-Appetit (sic!) 
anderer Investoren begrenzt ist.« Um 
einen schnelleren Mittelabfluss zu er-
möglichen, plant die Bank zudem, ihre 
eigenen Richtlinien (Operational Poli-
cies) für Umwelt- und Sozialstandards 
durch Anpassung an die in der Regel 
niedrigeren indischen Standards, etwa 
in Fragen der Umsiedlung, zu lockern.

Die Rückkehr der Bank zur Finan-
zierung von Großstaudämmen stieß 
bei nichtstaatlichen Entwicklungsor-
ganisationen im In- und Ausland auf 
heftige Kritik. In einer Presserklärung 
vom 9. August 2004 beklagen zahlrei-
che indische NGOs nicht nur die un-
zureichende Transparenz und Beteili-
gung von Zivilgesellschaft und Parla-
menten bei der Ausarbeitung der Län-
derstrategie, sondern auch den Druck 
der Bank auf die indische Regierung, 
einer umfassenden Privatisierung in so 
wichtigen Bereichen wie Strom, Was-
ser, Landwirtschaft und anderen Basis-
dienstleistungen zuzustimmen16.

Die Bank selbst räumt ein, dass die 
neue Schwerpunktsetzung auf Infra-
struktur und das Engagement in kon-
troversen Bereichen wie Wasserkraft 
und Großstaudämmen die Risiken für 
die Bank erhöhen werden. Sie versi-
chert gleichzeitig, dass »erhebliche An-
strengungen unternommen werden, um 
diese Risiken zu verringern.« (World 
Bank 2004, para 157). Entwicklungs-
politische Organisationen wie das In-
ternational Rivers Network (IRN) kri-
tisieren allerdings, dass die Bank da-
bei eher an die eigenen Investitionsri-
siken denkt, »während sie die Risiken 
für die betroffenen Bevölkerungsgrup-
pen ignoriert.«(IRN 2004) Gleichzeitig 
kooperiert sie bei diesen Projekten mit 
ausgeprägt zentralisierten und büro-
kratischen Institutionen wie der staatli-
chen Staudammgesellschaft NHPC, die 
in der Vergangenheit wenig Rücksicht 
auf betroffene Gruppen genommen 
und eine ausgeprägte Resistenz gegen 
Reformen an den Tag gelegt haben. Sie 
widerspricht damit ihrem eigenen An-
spruch, betroffene Bevölkerungsgrup-

Die Politik der Weltbank kon-
zentriert sich auf zwei Säulen: 
Reformen im Infrastruktur-
bereich als Voraussetzung für 
Wirtschaftswachstum durch 
den privaten Sektor und direkte 
Maßnahmen zur Verringerung 
von Armut wie Bildung, Ge-
sundheit und ländliche Entwick-
lung.

Nach Jahren der Abstinenz will 
die Weltbank wieder Großstau-
dämme mitfinanzieren – mit 
dem Argument, den für Indiens 
Wirtschaftswachstum notwen-
digen Energiebedarf zu sichern. 
Ihre eigenen Umwelt- und So-
zialstandards sollen dabei den 
niedrigeren indischen Standards 
angepasst werden.

16 Civil Society Organizations Reject World Bank 
Country Assistance Strategy, Press Release, Au-
gust 9, 2004, http://www.esgindia.org.
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zung von Projekten zu beteiligen. Zu-
dem werden voraussichtlich nicht die 
ländlichen Gebiete, sondern die Städte 
von einer besseren Wasser- und Strom-
versorgung profitieren.

Mit ihrer neuen Politik fördert die 
Weltbank damit eine Zweiteilung im 
Wassersektor, die sich auch schon als 
Folge der Privatisierung im städti-
schen Bereich zeigte. Mit dem nach-
frageorientierten Ansatz treibt sie den 
Rückzug des Staates aus der ländli-
chen Versorgung voran. Zukünftig soll 
die Aufrechterhaltung der Versorgung 
ausschließlich die Aufgabe von Nut-
zergruppen, lokaler Selbstverwaltung, 
nichtstaatlichen Organisationen und 
– wo profitabel – privaten Unterneh-
men sein. Hochtrabende Etiketten wie 
Selbstverantwortung, Selbsthilfe und 
Subsidiarität verschleiern, dass sich der 
Staat damit aus seiner Verantwortung 
für eine flächendeckende und sozial ge-
rechte Wasserversorgung verabschie-
det.

Die finanziellen Mittel, die dadurch 
frei werden, sollen in den kommerziell 
attraktiven Infrastrukturbereich flie-
ßen. So plant die indische Regierung 
unter anderem in der gebirgigen Nord-
ostregion den Bau von 168 Staudäm-
men, unter Beteiligung der Weltbank, 
der Asiatischen Entwicklungsbank und 
anderer internationaler Entwicklungs-
finanziers. 26 Projekte sind bereits be-
schlossen, ohne dass die betroffene Be-
völkerung ausreichend informiert oder 
beteiligt worden wäre. Angesichts der 

früheren Erfahrungen mit den negati-
ven wirtschaftlichen, sozialen und kul-
turellen Auswirkungen solcher Groß-
projekte beginnt sich der Widerstand 
zu formieren. So trafen sich im August 
2004 rund 50 Teilnehmer aus der Regi-
on und forderten, dass «ein umfassen-
der demokratischer Prozess zur Vorbe-
dingung für große Staudammprojekte 
gemacht wird.« (The Assam Tribune, 
August 24, 2004, http://www.irn.org)

Nicht nur die Regierung zieht sich 
aus der Verantwortung für die Wasser-
versorgung der ländlichen Bevölkerung 
zurück. Ein wachsender Teil der Welt-
bankkredite wird durch die Rückkehr 
zur Finanzierung großer Infrastruktur-
projekte statt für die Armutsminderung 
für die direkte und indirekte Förderung 
der Privatwirtschaft aufgewendet. Wie 
im städtischen Bereich wird die Betei-
ligung privater Unternehmen voran-
getrieben, obwohl ihr Beitrag zur Ar-
mutsminderung gering ist: So heißt es 
im Infrastruktur-Aktionsplan, dass der 
hohe Investitionsbedarf »voraussicht-
lich in den meisten Entwicklungslän-
dern öffentlich-private Partnerschaften 
erzwingen wird.« (World Bank 2003a, 
16) Die Bank hat dabei durchaus auch 
die eigenen wirtschaftlichen Interes-
sen als Geldinstitut im Auge: »Für uns 
ist das ein großes Geschäft«, erklärte 
John Briscoe, als er Ende Januar 2003 
ankündigte, dass der Anteil der Was-
serprojekte am Weltbank-Portfolio in-
nerhalb von drei bis vier Jahren von 16 
Prozent (3,2 Milliarden US-Dollar) auf 
24 Prozent steigen soll.

Hochtrabende Etiketten wie 
Selbstverantwortung, Selbsthilfe 
und Subsidiarität verschleiern, 
dass sich der Staat aus seiner 
Verantwortung verabschiedet. 
Für die Weltbank als Geldinsti-
tut hingegen gelten die Wasser-
projekte als großes Geschäft.
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Bewertung

Die Weltbank betont immer wieder, 
dass die Armutsminderung das obers-
te Ziel ihrer Politik sei. Das gilt insbe-
sondere auch für die Politik im Wasser-
sektor. 2003, im Internationalen Jahr 
des Trinkwassers, hat sie mit dem In-
frastruktur-Aktionsplan und der Sek-
torstrategie Wasserressourcen (WRSS) 
eine Ausweitung ihres Engagements 
im Wassersektor angekündigt. Sie will 
so den Anteil der Menschen ohne Zu-
gang zu sauberem Trinkwasser redu-
zieren und zur Erreichung der Mil-
lenniumsentwicklungsziele beitragen. 
Der neue Slogan der Weltbank für ihre 
Wasserpolitik lautet »Services for All«, 
Dienstleistungen für alle. Und auf ih-
rer Webseite schreibt sie: «Weil Wasser 
von zentraler Bedeutung für das Le-
ben ist, bemüht sich die Weltbank, ihre 
Mitgliedsländer bei der Trinkwasser-
versorgung und Abwasserentsorgung 
für die gesamte Bevölkerung zu unter-
stützen.« Sie erklärt außerdem, dass 
die Reduzierung von Armut durch die 
Verbesserung der Versorgung die größ-
te Herausforderung im Wassersektor 
sei. 

Die Bank plant, die Verbesserung 
des Zugangs zu Trinkwasser nicht al-
lein über die Ausweitung ihrer Finan-
zierung für den Sektor, sondern vor al-
lem über umfassende Sektorreformen 
und ein integriertes Management des 
Wassersektors in den Empfängerlän-
dern zu erreichen. Sie sieht sich dabei 
aufgrund ihrer Position und Erfahrun-
gen als besonders prädestiniert, die Re-
gierungen bei diesen Reformen zu be-
raten und zu unterstützen. Die Fehl-
schläge in der Vergangenheit, die durch 
zahlreiche Berichte der Evaluierungs-
abteilung OED bestätigt wurden, wer-
den schlichtweg ignoriert. 

Kernaspekt der Reformen ist der 
Rückzug des Staates auf die Gewähr-
leistung von Rahmenbedingungen und 
Regulierung. Betrieb und Finanzierung 
sollen so weit wie möglich auf andere 
Akteure wie private Unternehmen und 
Nutzergruppen verlagert werden. Ein 
weiterer, neuer Schwerpunkt der Welt-

bankpolitik ist – im Rahmen ihrer In-
frastrukturpolitik – die Rückkehr zur 
Förderung von Großprojekten im Was-
sersektor, gerechtfertigt als angeblicher 
Beitrag zu wirtschaftlichem Wachstum.

Mit den »Dublin-Prinzipien« wur-
de Anfang der 1990er Jahre die Vor-
stellung von Wasser als einem Wirt-
schaftsgut in der internationalen Dis-
kussion verankert. Bis dahin verfolg-
te angebotsorientierte Ansätze, so die 
Begründung, hätten sich als finanziell 
nicht nachhaltig erwiesen und die Ar-
men nicht erreicht. Mit einer Orien-
tierung auf Wasser als kommerziellem 
Gut und dem damit verbundenen Kos-
tendeckungsprinzip sollten eine besse-
re Nachhaltigkeit und eine verbesser-
te Wasserversorgung für die Armen er-
reicht werden.

Dieser konzeptionelle Paradigmen-
wechsel schlug sich unter anderem im 
sog. nachfrageorientierten Ansatz (De-
mand-Responsive Approach, DRA) 
nieder, der Nachhaltigkeit, Kostende-
ckung und die Verlagerung von Verant-
wortung für Finanzierung und Betrieb 
auf untere Ebenen bringen soll. Was-
sernutzer sollen die Auswahl, Umset-
zung und schließlich die Finanzierung 
der Versorgung selbst in die Hand neh-
men. Die Erwartung: Wasserkosten 
orientieren sich an der Zahlungsfähig-
keit der Kunden, das Bewusstsein von 
»Ownership« steigt und damit auch die 
Zahlungsbereitschaft der Nutzer. Die 
Verbraucher selbst entscheiden über 
Investitionen und Versorgungssysteme, 
so die Vorstellung der Weltbank. Das 
bedeutet einen grundlegenden Rollen-
wechsel der verschiedenen Akteure ein-
schließlich der Verbraucher, der NGOs, 
des privaten Sektors, der Regierungen 
und der Geber. Die Befürworter dieses 
Ansatzes, darunter insbesondere die 
Weltbank und ihr WSP, haben die Um-
setzung dieses Ansatzes seither in ei-
nem breiten Spektrum von Politikmaß-
nahmen und Strategien vorangetrieben, 
insbesondere in Asien und Afrika. 

17 Siehe zum Beispiel World Bank 1998; Garn 
1998; Arku 2002; Mulenga 2002; ODI 2003.

Kern der Reformen sind der 
Rückzug des Staates auf die 
Gewährleistung von Rahmen-
bedingungen und Regulierung 
und eine Rückkehr zur Förde-
rung von Großprojekten im 
Wassersektor.

Angesichts der früheren nega-
tiven Erfahrungen mit Groß-
staudamm-Projekten formiert 
sich Widerstand. Aktivisten der 
Region fordern einen umfassen-
den demokratischen Prozess als 
Vorbedingung. 
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Grundsätzlich besteht weitgehende 

Einigung darüber, welche Maßnahmen 
erforderlich wären, um eine universelle 
Versorgung mit Trinkwasser und sani-
tären Einrichtungen, und das heißt ins-
besondere eine Versorgung bislang un-
terversorgter marginalisierter Bevölke-
rungsgruppen, zu erreichen. Demnach 
müssten

• Entwicklungsstrategien ein deutlich 
größeres Gewicht auf Trinkwasser 
und sanitäre Einrichtungen legen als 
bislang,

• die zivilgesellschaftlichen Gruppen 
vor Ort bereits ab den ersten Pla-
nungsphasen miteinbezogen wer-
den,

• Technologien und Verfahren bezahl-
bar und sozial und kulturell akzep-
tabel sein, 

• mehr Mittel bereitgestellt werden,

• Capacity-building verstärkt werden,

• Investitionen vorrangig auf die Be-
dürfnisse armer Bevölkerungsgrup-
pen ausgerichtet sein und

• eine wirksame Regulierung durch den 
Staat erfolgen.

Einige dieser Anforderungen, die 
unter anderem wieder beim UN-Gipfel 
für nachhaltige Entwicklung (World 
Summit on Sustainable Development, 
WSSD) im September 2002 in Johan-
nesburg bekräftigt wurden, erfüllt der 
nachfrageorientierte Ansatz. Dies gilt 
etwa für die angestrebte Orientierung 
auf angepasste Technologien und die 

Betonung der Notwendigkeit von Ca-
pacity-buildung. Auch Dezentralisie-
rung, Partizipation und Subsidiarität 
sind Prinzipien, die gegenüber der bis-
herigen Politik einen Fortschritt dar-
stellen können. Andererseits wider-
spricht der Ansatz mit seiner Ausrich-
tung auf Kostendeckung und zahlungs-
fähige Nachfrage den oben aufgelis-
teten Kriterien und ihrer Umsetzung 
grundsätzlich.

Im Gegensatz zu der breiten Diskus-
sion über DRA, insbesondere in der in-
ternationalen Entwicklungspolitik17 , 
gibt es bislang wenig Erfahrungen mit 
der Umsetzung des Ansatzes. Sie stüt-
zen sich vor allem auf eine Reihe von 
Pilotprojekten – neben Indien und Sri 
Lanka auch in Ghana und Südafrika – 
die allerdings nur bedingt aussagekräf-
tig sind, da sie vielfach »donor driven« 
und mit erheblichen Finanzmitteln aus-
gestattet waren. Erst recht gibt es keine 
Erfahrungen mit einer flächendecken-
den Umstrukturierung nationaler Was-
serpolitik im ländlichen Raum, also mit 
dem »wirklichen Leben«. Doch trotz 
zahlreicher offener Fragen und unge-
löster Probleme drängen Weltbank und 
andere internationale Entwicklungsfi-
nanziers darauf, den Ansatz flächende-
ckend auszuweiten, und machen seine 
Umsetzung zunehmend zu einer Vor-
aussetzung für weitere Finanzierungs-
zusagen für den Wassersektor.

Erfahrungen mit den Pilotprojek-
ten zeigen, dass kurzfristig durchaus 
partielle Verbesserungen erreicht wer-

Box 14: Lokale Eliten dominieren Wassernutzergruppen

In der landwirtschaftlichen Wassernutzergruppe in Haresamudram, einem Dorf in 
einem von der Weltbank unterstützten Projekt in der Nähe der Stadt Anantapur im 
indischen Bundesstaat Andhra Pradesh, findet sich keine einzige Frau. Alle männli-
chen Mitglieder der Gruppe gehören einer der beiden oberen Kasten an, sie alle sind 
Landbesitzer. Sie verwalten gemeinsam einen »tank«, ein kleines Staubecken, und das 
dazugehörige Bewässerungssystem. Das Wasser wird jedoch nicht nur von ihnen für 
die Bewässerung ihrer Felder genutzt, sondern auch von Angehörigen anderer Kasten-
gruppen, von Frauen, die das Wasser zum Waschen ihrer Kleidung benutzen und von 
Färbern, Wäschern und Fischern, für die das Wasser die wirtschaftliche Lebensgrund-
lage darstellt. All diese Gruppen haben keine Mitsprachemöglichkeit in der Wasser-
nutzergruppe und somit keinen Einfluss auf Entscheidungen bezüglich des Reservoirs 
und des Wassers. Sie bleiben abhängig von den dominanten Gruppen und können nie 
sicher sein, ob sie auch weiterhin das Wasser nutzen können.

Quelle: Persönliches Gespräch mit Sudakar Reddy, Haresamudram, 20.11.2003.

3.1. Erfahrungen mit dem nachfrageorientierten Ansatz

Dezentralisierung, Partizipation 
und Subsidiarität sind Prinzipien, 
die einen Fortschritt darstellen 
könnten. Der Ansatz der Welt-
bank aus Kostendeckung und 
zahlungsfähiger Nachfrage 
widerspricht jedoch der Umset-
zung dieser Kriterien.
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Damenti, eine dreißigjährige Studentin aus Ganeshapuram im Nordosten von Sri 
Lanka, erzählt, dass sie täglich zu einem 300 Meter entfernten Haus geht, um Trink-
wasser für ihre sechsköpfige Familie zu holen. Sie trägt zu den Kosten des Wasseran-
schlusses der befreundeten Familie bei, drei Familien teilen sich die Monatsrechnung. 
Dieses Wasser benützt sie hauptsächlich zum Kochen, die Kleidung wäscht sie mit 
dem Wasser des Dorfbrunnens, welches nicht die beste Qualität habe, aber für das sie 
nichts zahlen müsse. Die Verabschiedung des neuen Wassergesetzes, das das Prinzip 
der Kostendeckung verfolgt, würde sehr wahrscheinlich die Lebenshaltungskosten von 
Familien wie der von Damenti erhöhen, ohne ihre Lebensqualität zu verbessern.

Quelle: Persönliches Gespräch, Ganeshapuram, 4.11.2003.

18 Persönliches Gespräch, Hyderabad, 14.11.2003.

den können. So wurden vielfach Was-
sernutzergruppen gebildet, neue Ver-
sorgungssysteme installiert und Nut-
zungsgebühren eingeführt. Sie zeigen 
aber auch, dass die Anforderungen an 
die Umsetzung, besonders hinsichtlich 
der Finanzierung, an institutionelle Ka-
pazitäten und den politischen Willen 
ausgesprochen hoch sind (WSP 2001). 
Und sie zeigen, dass durch unzurei-
chende Partizipation, geringe Kosten-
deckung und unzulängliche Unterstüt-
zung für Capacity-buildung und »em-
powerment« die Nachhaltigkeit und 
die Armutsorientierung in Frage ge-
stellt sind.

Partizipation

Die aktuelle Wasserpolitik der Welt-
bank im ländlichen Bereich entspricht 
auf den ersten Blick den Forderungen 
nach mehr Mitsprache. Besonders die 
Begriffe ›partizipativ‹ und ›nachfrage-
orientiert‹ legen nahe, dass die Inter-
essen der Bevölkerung im Mittelpunkt 
stehen. 

An der Umsetzung des neuen Kon-
zepts in nationale Wasserpolitik war 
die Zivilgesellschaft allerdings sel-
ten beteiligt. Zudem widersprechen 
der erhebliche Druck und die vielfäl-
tigen Formen der Einflussnahme, mit 
denen die Weltbankgruppe Regierun-
gen zur Übernahme des neuen Kon-
zept drängt, dem Prinzip von »Owner-
ship«. Im Gegensatz zu der Ankündi-
gung eines »Bottom up-Ansatzes« er-
folgt die Einführung des nachfrageori-
entierten Ansatzes in der Regel nach 
wie vor von oben, »top down«. Das ist 
insofern äußerst problematisch, als die 
Rahmenbedingungen und die Ausge-
staltung von Zuständigkeiten, Anfor-
derungen und Rechten, die durch Re-

gierung und Gesetzgebung formuliert 
werden, einen wesentlichen Einfluss 
auf die Erfolgsaussichten des Ansat-
zes haben werden. So dürften zum Bei-
spiel die hohen Anforderungen, die im 
neuen Wassergesetz von Sri Lanka für 
die Vergabe von Betreiberlizenzen for-
muliert werden, lokale Nutzergruppen 
oder Selbstverwaltungsinstitutionen 
erheblich benachteiligen, wenn nicht 
völlig ausschließen.

Auch die Partizipation bei der Um-
setzung selbst ist meist sowohl quanti-
tativ als auch qualitativ unzureichend. 
Jasveen Jairath, Direktorin des South 
Asian Consortium for Interdisciplina-
ry Water Resources Studies, hat par-
tizipative, nachfrageorientierte Was-
serprojekte verschiedener Träger im 
landwirtschaftlichen Bereich im indi-
schen Bundesstaat Andhra Pradesh un-
tersucht. Sie stellte fest, dass die Par-
tizipation der Bevölkerung, wenn sie 
von der Weltbank initiiert wird, sel-
ten von Dauer ist: Anfangs interessier-
ten sich auch die wirtschaftlich schwä-
cher gestellten Personen für die Projek-
te. Doch sobald deutlich werde, dass 
keine finanziellen Zuwendungen zu er-
warten seien, sondern im Gegenteil von 
ihnen selbst finanzielle Beiträge erwar-
tet werden, würden sie sich zurückzie-
hen. »Die schwächsten Mitglieder der 
Gemeinschaft haben keinerlei Kontrol-
le in diesen Systemen und verlieren in 
kürzester Zeit das Interesse,« sagt Jas-
veen Jairath.18

Die Folge: Der Ausbau der Versor-
gung geht vielfach an den Bevölke-
rungsgruppen vorbei, die bislang auf-
grund ihrer Marginalisierung unterver-
sorgt sind. Bestätigt wird dieses gra-
vierende Manko unter anderem in der 
stichprobenartigen Auswertung (»ra-

Die hohen Anforderungen bei 
der Vergabe von Vertreiberli-
zenzen dürften lokale Nutzer-
gruppen erheblich benachteili-
gen oder gar völlig ausschließen.
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pid review«) indischer Pilotprojekte 
durch das WSP Südasien, wenn auch 
in einer eher diplomatisch formulierten 
Feststellung: »Es fehlten durchdach-
te und transparente Kriterien für die 
Auswahl und die Reihenfolge, in der 
verschiedene Wohngebiete einbezogen 
wurden.« (WSP 2002)

Kostendeckung

Bereits jetzt wird verbreitet für den 
Zugang zu Wasser hoher Qualität ein 
Preis gezahlt – und sei es für den Strom 
für die Wasserpumpe – während der 
Zugang zu Wasser schlechterer Qua-
lität vielfach kostenfrei ist. So hat der 
Großteil der ländlichen Bevölkerung 
Sri Lankas Zugang zu zwei verschiede-
nen Arten der Wasserversorgung. Eine 
Quelle, sei es der Brunnen im eigenen 
Garten oder eine Wasserleitung im 
Haus oder auf der Straße, versorgt die 
Menschen mit Wasser gehobener Qua-
lität, das sie zum Kochen und Trinken 
verwenden. Wasser schlechterer Qua-
lität, von einem kleinen Fluss, einem 
öffentlichen Brunnen, einem Wasser-
auffangbecken oder einem kleinen See, 
wird für den Hausputz, die Bewässe-
rung des Gemüsegartens und das Wa-
schen von Kleidung benutzt

Das unterstreicht die vielfach beleg-
te Bereitschaft der meisten Verbraucher, 
für eine verlässliche, sichere Versorgung 
auch angemessen zu zahlen. Allerdings 
gibt es dabei erhebliche Unterschiede, 
die teils kulturelle, teils sozioökonomi-
sche Gründe haben. So sind viele Haus-
halte kaum in der Lage, einen Beitrag 
zu den Investitionskosten oder – über 
den laufenden Betrieb hinaus – zur In-
standhaltung zu zahlen. In den wenigs-

ten Pilotprojekten wurde daher die an-
gestrebte Kostendeckung auch nur an-
nähernd erreicht. Damit steht die lang-
fristige wirtschaftliche Nachhaltigkeit 
in Frage, Versorgungsprobleme wer-
den lediglich in die Zukunft verscho-
ben. Das gilt erst recht, wenn – wie 
von der Weltbank gefordert – staatli-
che Subventionen für Strom abgebaut 
werden und damit die Preise steigen.

Zudem haben sanitäre Einrichtun-
gen eine weitaus geringere Priorität 
und damit »Nachfrage« als die Versor-
gung mit Trinkwasser. Daher liegt auch 
in ländlichen Gebieten und bei nach-
frageorientierten Projekten – ähnlich 
wie in den Städten – ein weitaus gerin-
geres Gewicht auf der Ausweitung der 
sanitären Versorgung, obwohl es sich 
hierbei um die Achillesferse der Was-
serversorgung handelt, da bei unzurei-
chenden sanitären Verhältnissen Trink-
wasserquellen verunreinigt und damit 
Fortschritte wieder zunichte gemacht 
werden.

Finanzielle Nachhaltigkeit durch 
Kostendeckung und Armutsminde-
rungsziele miteinander zu vereinbaren 
ist ein Spagat, der unter Bedingungen 
weit verbreiteter Armut insbesondere 
in den ländlichen und peri-urbanen Ge-
bieten schlichtweg nicht möglich ist. So 
weist Frank Arku in seiner Studie über 
DRA-Projekte in Afrika südlich der Sa-
hara darauf hin, dass viele Haushalte 
entweder Wasser- oder Schulgeld, aber 
nicht beides bezahlen können (Arku, 
o.J.). Selbst Staffeltarife und tarifliche 
Quersubventionierungen haben sich in 
städtischen Privatisierungsprojekten 
als unzureichend erwiesen. 

In wohlhabenderen Regionen oder 
durch eine Subventionierung können 

Box 16: Auf sich allein gestellt

Die Mitglieder der Wassernutzergruppe in Haresamudram, Andhra Pradesh, die seit 
nunmehr drei Jahren ihren Stausee selbst verwalten, antworten auf die Frage, ob sie 
in der Lage seien, die Reparaturkosten und die anderen anfallenden Kosten zu über-
nehmen: »Wenn uns die Regierung nicht unterstützen würde, könnten wir den Damm 
und den See nicht instand halten.« Die Männer der Wassernutzergruppe meinen, dass 
ein Rückzug des Staates aus der Trinkwasserversorgung »sehr schwierig« für ihr Dorf 
werde. Momentan würden die öffentlich zugänglichen Handpumpen noch von der 
Verwaltung des Ortes oder des Distriktes in Stand gehalten. Wenn es Probleme gebe, 
könne man sich an die relevanten Stellen wenden und mit Unterstützung rechnen. Mit 
der Reform des Wassersektors in Indien wird die Bevölkerung jedoch keine Möglich-
keit mehr haben, sich bei Problemen an die Verwaltung zu wenden.

Quelle: Persönliches Gespräch, Haresamudram, 20.11.2003.

Kostendeckung und Armuts-
minderungsziele miteinander zu 
vereinbaren ist ein Spagat, der 
unter den Bedingungen weit 
verbreiteter Armut insbesonde-
re in ländlichen und peri-urba-
nen Gebieten unmöglich bleibt.
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Wassersektors und die Kostendeckung 
gleichzeitig privaten Unternehmen den 
Einstieg erleichtern. Sie können sich vor 
allem als Produzenten – etwa durch die 
Lizenzierung – den Zugang zur Res-
source exklusiv sichern. Aktivisten in 
Sri Lanka und anderen Ländern sehen 
aus diesem Grund eine Gefahr in der 
Übergabe der Verantwortlichkeiten für 
die Wasserversorgung an lokale Grup-
pen. Dies sei ein erster Schritt hin zur 
Privatisierung öffentlicher Dienstleis-
tungen.

»empowerment«

Der nachfrageorientierte Ansatz 
stellt erhebliche Anforderungen an die 
kommunalen Gruppen, was die Or-
ganisation, Mobilisierung der Nutzer, 
Einbeziehung aller gesellschaftlichen 
Gruppen, die Finanzverwaltung, das 
Management und die Instandhaltung 
betrifft. Sowohl die Regeln in Sri Lan-
ka, eine Lizenz für ein Versorgungs-
gebiet zu erhalten, als auch die Swa-
jaldhara-Richtlinien in Indien wurden 
ohne Partizipation der Bevölkerung 
entwickelt. Sie sind komplex und bü-
rokratisch und oftmals den lokalen so-
zioökonomischen Gegebenheiten nicht 
angemessen. Es ist daher zu erwarten, 
dass viele Gemeinschaften nicht wil-
lens und in der Lage sind, ein weiteres 
von den Gebern gefordertes Gremium, 
nämlich ein Wassernutzerkomitee, zu 
gründen und die Bedingungen zu erfül-
len, die die Geber ihnen stellen.

Der Aufbau funktionierender Was-
serkomitees ist zudem in der Regel ein 
langfristiger, schwieriger und politisch 
sensitiver Lern- und Diskussionspro-
zess, der sich mit einem zeitlich be-
grenzten Projektansatz, wie ihn etwa 
die Weltbank verfolgt, nur schlecht ver-
trägt. »Erste Untersuchungen zeigen, 
dass die Bank selbst ihre internen Pro-
zesse nicht an die wachsende Komple-
xität dieser Programme angepasst hat 

und dass es an Kontinuität und lang-
fristigem Engagement mangelt«, stellt 
auch die Evaluierungsabteilung fest. 

Die Erfahrungen zeigen denn auch, 
dass die Umsetzung des nachfrageori-
entierten Ansatzes vielfach gar nicht 
ernsthaft vorangetrieben wurde. »Ca-
pacity-building hat nicht die notwen-
dige Unterstützung erhalten«, stellt 
zum Beispiel WSP Südasien fest (WSP 
2002). Vernachlässigt wurden auch 
die Aufklärung und die Bewusstseins-
bildung der Bevölkerung, die notwen-
dig wären, »um die Rolle politisch mo-
tivierter Entscheidungen über die Ver-
teilung von Ressourcen zu verringern.« 
(ebd.) Zwar sind in Indien mit der Ent-
wicklung lokaler Selbstverwaltungs-
organisationen (Panchayati Raj Insti-
tutions, PRI), in die die Nutzergrup-
pen integriert werden können, in den 
letzten Jahren vergleichsweise günsti-
ge Voraussetzungen für eine selbstbe-
stimmtere ländliche Entwicklung ge-
schaffen worden. Doch auch hier wur-
de in den wenigsten Fällen die Rolle 
der Panchayati Raj-Institutionen aus-
reichend gestärkt, um die Umsetzung 
des – nachfrageorientierten – Sektorre-
formprogramms voranzutreiben (WSP 
2002). Noch viel schwieriger wird die 
Verwirklichung des Ansatz in ande-
ren Ländern mit weniger entwickelten 
Selbstverwaltungsstrukturen wie zum 
Beispiel in Afrika.

In der Realität zu erwarten sind da-
her mehr oder minder zufällig gebilde-
te Nutzergruppen, in denen Sonderin-
teressen dominieren und die nicht in 
der Lage sind, informierte und gemein-
schaftlich getragene Entscheidungen zu 
fällen. Damit dürfte sich gegenüber der 
bisherigen Situation nur wenig ändern. 
Erste Auswertungen der Gemeinschafts- 
und nachfrageorientierten Projekte der 
Weltbank zeigen, dass sie »verglichen 
mit anderen Programmen keine deut-
lich besseren Entwicklungsergebnisse 
gebracht haben.« (OED 2003b, 33) 

»Die Weltbank ist so versessen 
auf den »community«-An-
satz, weil dieser den Privaten 
die Übernahme des Was-
sersektors erleichtern wird.« 
(Suranjan Kodtuwakku, Direk-
tor des Green Movement Sri 
Lanka, persönliches Gespräch, 
10.11.2003)

Der Aufbau funktionierender 
Wasserkomitees ist in der Regel 
ein langfristiger, mit dem zeit-
lich begrenzten Projektansatz 
der Weltbank unvereinbarer 
Prozess.
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Es wäre falsch, nur den öffentlichen 
Versorgungsinstitutionen die Schuld für 
die unzureichende Versorgung anzulas-
ten. Im Gegenteil: Laut UN-Kommissi-
on für nachhaltige Entwicklung (Com-
mission on Sustainable Development, 
CSD) war gerade die Erhöhung staatli-
cher Investitionen eine der Hauptursa-
chen für die Verbesserungen in der Ver-
gangenheit. So schreibt die Kommissi-
on zum Beispiel die Verdreifachung des 
Zugangs zu sauberem Trinkwasser in 
Indien in der Zeit zwischen 1980 und 
2000 hauptsächlich den gesteigerten 
öffentlichen Ausgaben für den Sektor 
zu. »Ein starker politischer Wille, der 
sich in der Ausweitung der öffentlichen 
Ausgaben für den Sektor ausgedrückt 
hat (...), war eine der Hauptursachen 
des Erfolgs (UN E/CN.17/2004/4, Box 
3)«.

Dagegen spielen vielfältige (lokal-)po-
litische, sozioökonomische, geschlechts-
spezifische, religiöse und kulturelle Vor-
aussetzungen oft eine entscheidende 
Rolle beim Zugang zu Wasser und den 
Investitionsentscheidungen auf der lo-
kalen Ebene, und haben einen erheb-
lichen Einfluss auf Erfolg oder Miss-
erfolg von Investitionen und Entwick-
lungsprojekten. 

So verläuft die Wasserverteilung 
vielfach entlang von Macht- und Ein-
flussverhältnissen. Auch wenn Wasser 
traditionell noch »der Gemeinschaft« 
gehört, ist es doch längst in vielen Re-
gionen qua wirtschaftlicher oder ge-
sellschaftlicher Macht privatisiert. So 
haben zum Beispiel in Dürrezeiten in 

Andhra Pradesh diejenigen am längs-
ten Zugang zu Wasser, die die tiefs-
ten Brunnen haben. Das sind meist die 
ökonomisch besser gestellten Bevölke-
rungsgruppen, weil sich andere die tie-
feren Grabungen oder die Tiefbrunnen-
pumpen nicht leisten können. 

Die Mitglieder der niedrigsten Kas-
te in Indien, die Dalits, die »Unberühr-
baren«, hatten früher gar keinen Zu-
gang zu öffentlichen Trinkwasserbrun-
nen, da die Tradition besagt, dass sie 
die Wasserquellen rituell verunreinigen 
würden. Bevor der Staat teilweise dazu 
überging, Brunnen nur für Dalits zu 
bauen, mussten sie darauf warten, dass 
»höherkastige« Personen ihnen Wasser 
gaben. Auch wenn sie sich inzwischen 
mit Hilfe von NGOs in vielen Dörfern 
einen gleichberechtigten Zugang er-
kämpft haben, kommt es immer wie-
der zu Konflikten und ihre Versorgung 
mit Trinkwasser bleibt prekär.

Individuelle Haushalte haben oft 
andere Anforderungen und Wünsche 
an ein Wasserversorgungssystem als 
die »Community«. Nutzergruppen 
und Mehrheitsentscheidungen können 
daher, besonders in stark heterogenen 
Gemeinschaften, kontraproduktiv sein, 
weil sie Konzepte durchsetzen, die von 
vielen nicht mitgetragen werden (kön-
nen). Es müsste daher sichergestellt 
werden, dass die Entscheidungen nicht 
nur von den dominanten Gruppen und 
Eliten gefällt werden.

Machtasymmetrie, Dominanz und 
ökonomische Ungleichheit, die sowohl 
die Verfügung über die Ressource selbst 

Box 17: Wasser-Herren

Herr Kistappa von der Rural Integrated Development Society in Anantapur, Andhra 
Pradesh, erzählt, dass der Stausee im seinem Dorf früher der Dorfgemeinschaft gehört 
habe. Die Gemeinschaft habe jemanden angestellt, der die Verteilung organisiert habe. 
Kleinere Reparaturarbeiten habe man selber gemacht, bei teureren Arbeiten habe man 
die Distriktverwaltung um Hilfe gebeten. Jeder im Dorf, so versichert er, habe einen 
Anspruch auf Wasser gehabt und musste nichts dafür bezahlen. Seit einigen Jahren 
gehöre der Stausee jedoch einer Wassernutzergruppe. Nun gebe es eine formale Mit-
gliedschaft, die etwas kostet. Heute wird Menschen, die nicht Mitglieder der Gruppe 
sind, der Zugang zum Wasser verwehrt. Kistappas Resümee: »Mit dem neuen Sys-
tem haben die Reichen mehr zu sagen und können ihre Äcker besser bewässern als 
andere.«

Quelle: Persönliches Gespräch, Anantapur, 19.11.2003.

3.2. Illusion Verbrauchermacht

Die Erhöhung der staatlichen 
Investitionen war laut UN-Kom-
mission für nachhaltige Ent-
wicklung eine der Hauptursa-
chen für Verbesserungen in der 
Wasserversorgung.
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stimmen, bleiben im nachfrageorien-
tierten Ansatz allerdings weitgehend 
ausgeblendet. Das wird besonders pro-
blematisch, wenn – wie in Sri Lanka 
– Lizenzen für die Nutzung vergeben 
werden. Ebenso problematisch ist die 
Vorstellung der Weltbank, die Wasser-
verteilung zukünftig stärker über sog. 
Wassermärkte, also über Angebot und 
kaufkräftige Nachfrage, zu regulieren. 
Da in den meisten Fällen staatliche Re-
gulierung schwach ist oder gänzlich 
fehlt, verzerren solche Mechanismen 
die Vormacht dominanter Gruppen im 
Wassersektor weiter zu ihren Gunsten. 

Anstatt die Versorgung zu verbessern 
und sicherzustellen, droht der nachfra-
georientierte Ansatz daher, Konflikte 
zu verstärken und wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Gegensätze zu vergrö-
ßern. Nachfrageorientierung und Kos-
tendeckung können den Hindernis-
sen, mit denen marginalisierte Bevöl-
kerungsschichten aufgrund ihrer Kas-
ten- oder Religionszugehörigkeit, ih-
rer wirtschaftlichen und politischen 
Stellung oder ihres Geschlechts täglich 
konfrontiert sind, nichts entgegenset-
zen. Sie enthalten keinerlei Instrumen-
te, die eine entscheidungswirksame In-
tegration dieser Gruppen in Entschei-
dungsprozesse bezüglich von Wasser-
fragen ermöglichen oder einen Zugang 
zu Wasser garantieren würden. Frank 
Arku kommt in seiner Studie über 
DRA-Projekte in Afrika denn auch zu 
dem Ergebnis: »Die sozioökonomi-
schen Voraussetzungen in den meisten 
ländlichen Gebieten machen ihre Um-
setzung schwierig, wenn nicht unmög-
lich.« (Arku, o.J., 1) 

Auch Rajindra de Ariyabandu, Di-
rektor beim Water Resources Secre-
tariat in Colombo, Sri Lanka, hält im 
Kontext einer Untersuchung über die 
Auswirkungen des nachfrageorientier-
ten Ansatzes auf die Wasserversorgung 
in Sri Lanka fest, dass es mit diesem 
Ansatz besonders schwer sei, die mar-

ginalisierten Bevölkerungsgruppen in-
nerhalb von Dörfern und damit das er-
klärte Ziel der Regierung, der gesam-
ten Bevölkerung der Insel bis 2025 den 
Zugang zu Trinkwasser zu sichern, zu 
erreichen (Ariyabandu 2004). 

Dabei handelt es sich um ein grund-
sätzliches Problem. Da im nachfrage-
orientierten Ansatz der Zugang zu Was-
ser über die Kaufkraft geregelt wird, ist 
die Marginalisierung des wirtschaft-
lich schwächsten Teils der Bevölkerung 
vorprogrammiert. Ein nachfrageorien-
tiertes System wird die Nachfrage der-
jenigen, die von politischen und wirt-
schaftlichen Möglichkeiten abgeschnit-
ten sind, nicht befriedigen können. Die 
Interessen der Armen als Konsumenten 
sind ökonomisch irrelevant, als Markt-
teilnehmer sind sie bedeutungslos. Der 
Zugang zu sauberem Trinkwasser für 
die armen Bevölkerungsgruppen kann 
nicht durch die Kaufkraft und die 
»Selbstregulierung des Marktes« gesi-
chert werden. »Es macht keinen Sinn, 
die Nachfrage einer Person für ein Gut 
zur Orientierung zu machen, wenn die-
se Person weder das Geld noch die Res-
sourcen hat, ihre Nachfrage zu befrie-
digen.« (Mulenga 2002, 12)

Trotzdem soll der nachfrageori-
entierte Ansatz nach dem Willen der 
Weltbank flächendeckend verwirklicht 
werden. Nach der Verabschiedung der 
Swajaldhara-Leitlinien in Indien be-
kommen nur noch die Dörfer öffent-
liche Mittel für neue Wassersysteme, 
die sich bereit erklären, diesen Ansatz 
zu übernehmen. Das könnte nicht nur 
dazu führen, dass ärmere Dörfer und 
Bevölkerungsgruppen keine staatlichen 
Mittel mehr erhalten, weil sie nicht in 
der Lage sind, ihren Investitionsan-
teil und die Kosten für Betrieb und In-
standhaltung aus eigener Tasche zu fi-
nanzieren. Zugleich werden andere, al-
ternative Ansätze, die etwa durch loka-
le Gruppen oder nichtstaatliche Orga-
nisationen entwickelt werden, dadurch 
verdrängt.

Die Mechanismen der Lizenz-
vergabe und einer Marktregu-
lierung verstärken die Vormacht 
dominanter Gruppen oft weiter.

Da der Zugang zu Wasser im 
nachfrageorientierten Ansatz 
über die Kaufkraft geregelt 
wird, ist die Marginalisierung 
des wirtschaftlich schwächsten 
Teils der Bevölkerung vorpro-
grammiert. Trotzdem soll der 
nachfrageorientierte Ansatz 
nach dem Willen der Weltbank 
flächendeckend verwirklicht 
werden.
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Die von der Weltbank propagierten 

und unter Hochdruck umgesetzten Re-
formen im Wassersektor führen zum 
schrittweisen Rückzug des Staates aus 
der Bereitstellung von Dienstleistun-
gen. Es handelt sich also um eine Auf-
kündigung der Wechselbeziehung zwi-
schen Bürger und Staat in diesem Sek-
tor. Der Staat stellt nur noch die Rah-
menbedingungen bereit und finanziert 
– voraussichtlich in abnehmendem Um-
fang – die unmittelbare Versorgungs-
Infrastruktur, während andere Akteu-
re – private Unternehmen, Verbraucher, 
Nutzergruppen – zunehmend die Ver-
antwortung für die Finanzierung und 
das Funktionieren des Betriebs über-
nehmen sollen. Diese Ansätze muten 
wie eine Weiterentwicklung der Struk-
turanpassungspolitik von IWF und 
Weltbank an. Nachdem die Finanzin-
stitutionen in den 1980er und 1990er 
Jahren die Reduzierung der Rolle des 
Zentralverwaltungsstaats und den 
Ausverkauf der lukrativen Industrien 
an transnationale Konzerne vorange-
trieben haben, tragen sie nun dazu bei, 
die Regierungen vom direkten Engage-
ment in problematischen und wenig lu-
krativen Dienstleistungssektoren wie 
der ländlichen Versorgung mit Wasser 
und sanitären Einrichtungen zu entbin-
den.

Gleichzeitig zieht sich als doppelter 
roter Faden durch alle neueren Poli-
tikpapiere und Äußerungen der Welt-
bank die Forderung nach einer Aus-
weitung der Beteiligung der Privat-
wirtschaft im gesamten Wassersektor 
sowie die Rückkehr zum Ausbau gro-
ßer Infrastrukturprojekte, einschließ-
lich großer Staudämme, die trotz »ho-
her Risiken« angeblich auch »großen 
Nutzen« für das Wirtschaftswachstum 
und damit für die Verringerung der Ar-
mut bringen würden. Mit der Renais-
sance der Großstaudämme ignoriert 
die Weltbank wesentliche Empfehlun-
gen der – von ihr selbst unterstützten 
– Weltstaudamm-Kommission. In de-
ren im November 2000 vorgelegten 
Abschlussbericht formulierte die Kom-
mission Kriterien für Entscheidungs-
prozesse im Energie- und Wassersek-
tor, die auf Grundwerten wie Gerech-
tigkeit, Nachhaltigkeit, partizipativer 

Entscheidungsfindung und Rechen-
schaftspflicht beruhten.

In der wiederentdeckten Begeiste-
rung für große Infrastrukturprojekte 
treffen sich die Interessen der meisten 
Regierungen und der Weltbankgruppe. 
Zur Finanzierung dieser Politik dienen 
die öffentlichen Mittel, die durch den 
Rückzug des Staates aus der unmittel-
baren Versorgung und der Instandhal-
tung bestehender Systeme, die zukünf-
tig in der Verantwortung der Nutzer 
liegen soll, frei werden. Gleichzeitig 
entwickelt die Weltbank zunehmend 
Instrumentarien, um die Investitions-
bedingungen für private Unternehmen 
zu verbessern, etwa durch die sog. er-
gebnisorientierte Hilfe (Output-based 
Aid, OBA), und wirtschaftliche und fi-
nanzielle Risiken, etwa durch Wechsel-
kursschwankungen, abzufedern.

So sieht es denn auch nur auf den 
ersten Blick so aus, als hätte die Welt-
bank aus dem Scheitern der Privati-
sierungsstrategie im städtischen Sek-
tor gelernt und mit der Förderung von 
»community-driven« Entwicklungs-
konzepten, Partizipation und selbstbe-
stimmten, angepassten Versorgungs-
konzepten im Rahmen des nachfrage-
orientierten Ansatzes eine grundlegen-
de Wende ihrer Wasserpolitik vollzo-
gen. Stattdessen fördert sie jetzt für den 
gesamten Sektor eine Zweiteilung, die 
sich bereits im städtischen Wassersek-
tor abzeichnete: Für Versorgungsberei-
che, die privatwirtschaftlich nicht luk-
rativ sind, wie die städtischen Squatter-
Siedlungen oder die ländlichen Regio-
nen, werden Selbsthilfe-Lösungen um-
gesetzt, bei denen die Nutzer weitge-
hend auf sich selbst gestellt sind – ver-
brämt mit Etiketten wie Selbstverant-
wortung, Empowerment, usw. Gleich-
zeitig konzentriert sich die staatliche, 
öffentliche Unterstützung auf jene Be-
reiche, die privatwirtschaftlich poten-
ziell attraktiv sind und in denen durch 
entsprechend gestaltete Rahmenbe-
dingungen und Finanzierungsmodelle 
die Investitionsbedingungen verbessert 
werden.

Statt eines Entwicklungsansatzes, 
der auf Armutsminderung fokussiert, 
stehen damit im Zentrum der Welt-
bankpolitik nach wie vor Kommerzia-

3.3. Selbsthilfe und Risikobereitschaft 

Für Versorgungsbereiche, die 
wirtschaftlich nicht lukrativ 
sind, wie die städtischen Squat-
ter-Siedlungen oder ländliche 
Regionen, werden Selbsthilfe-
Lösungen umgesetzt. Die staat-
liche Unterstützung konzentriert 
sich hingegen auf wirtschaftlich 
potenziell attraktive Bereiche.
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entierung – Kriterien, auf die mit den 
neuen Strategiekonzepten zunehmend 
der gesamte Wassersektor ausgerichtet 
werden soll, vom Ressourcenmanage-
ment über die Bewässerungslandwirt-
schaft bis hin zur Trinkwasserver- und 
Abwasserentsorgung.

Die Weltbank bekräftigt zwar immer 
wieder ihre Unterstützung für die inter-
national vereinbarten Entwicklungs-
ziele, den Anteil der Menschen ohne 
Zugang zu Trinkwasserversorgung 
und Abwasserentsorgung bis zum Jahr 
2015 zu halbieren. Aber die vorherr-
schenden Instrumente und Politiken 
der Weltbank widersprechen diesem 
Bekenntnis und den Erfordernissen an 
die Bereitstellung von Versorgungssys-
temen für die Armen durch die Regie-
rungen. Die Weltbank propagiert für 
den Wassersektor die Einschränkung 
der staatlichen Pflichten und die Erwei-
terung der finanziellen Verantwortlich-
keiten der Bevölkerung. Es bleibt aber 
unklar, wie diese Reformen zu einer 
Verbesserung des Wasserzugangs der 
ärmeren Bevölkerungsschichten beitra-
gen können. Wenn die Wasserpolitik 
der Weltbank kohärent mit dem Ziel 
der Armutsbekämpfung wäre, müss-
ten Maßnahmen zur Überwindung von 
Ausgrenzung und Not der Armen im 
Vordergrund ihrer Politik stehen, und 

nicht die Zahlungsfähigkeit der Armen. 
Die Risiken der neuen Politik tragen 
denn auch in Wirklichkeit die Verbrau-
cher, insbesondere aus den einkom-
mensschwachen, marginalisierten Be-
völkerungsgruppen – nämlich die Risi-
ken, auch weiterhin ohne ausreichende 
Versorgung leben zu müssen oder einen 
erheblich größeren Teil ihrer Einkünfte 
für Versorgungsdienstleistungen ausge-
ben zu müssen.

Gleichzeitig besteht die Gefahr, dass 
mit der Renaissance großer Infrastruk-
turprojekte als angeblich tragender 
Säule einer privatwirtschaftlich orien-
tierten Wachstumsstrategie wie in der 
Vergangenheit die Zerstörung der Le-
bensgrundlage indigener und armer 
Bevölkerungsschichten in Kauf genom-
men wird, um die Strom- und Wasser-
versorgung der Industrie, der städti-
schen Mittelschicht und der kommer-
ziellen Bewässerungslandwirtschaft 
zu verbessern. Peter Bosshard, Direk-
tor des International Rivers Network 
(IRN), schätzt das wiedergewonnene 
Interesse der Weltbank an der Finan-
zierung von Infrastrukturvorhaben 
denn auch äußerst kritisch ein: »Der 
Kurswechsel der Weltbank wird ver-
mehrt Konflikte und Blockaden auslö-
sen, aber die Energie- und Wasserpro-
bleme armer Bevölkerungsschichten 
nicht lösen.« (Bosshard 2004)

3.4. Plädoyer für eine andere Wasserpolitik der  
Weltbank

In wesentlichen Teilen widerspricht 
die neue Wasserpolitik der Weltbank 
dem Partizipationsangebot, das sie 
ständig verkündet. Zivilgesellschaft-
liche Gruppen konnten bestenfalls im 
Endstadium und nur unter großem 
Zeitdruck dazu Stellung nehmen. Ihr 
Einfluss blieb gering. Darüber hinaus 
widerspricht sie wesentlichen Prinzipi-
en und Anforderungen, wie sie etwa in 
den Empfehlungen der Weltstaudamm-
Kommission einvernehmlich formu-
liert wurden. Wichtige entwicklungs-
politische Organisationen wie das In-
ternational Rivers Network und das 
Citizens Network on Essential Services 
haben sich daher heftig gegen die Ver-
abschiedung der Sektorstrategie Was-

serressourcen im Jahr 2003 gewehrt – 
vergeblich. 

Die Wasserstrategie der Weltbank 
basiert auf der Annahme, dass die Was-
serkonsumenten machtvolle Akteure 
sind. Doch wirtschaftlich und sozial 
marginalisierte Bevölkerungsgruppen 
besitzen in der Regel auch als Konsu-
menten oder Nutzer keine Macht. Dies 
zeigen die Erfahrungen mit dem nach-
frageorientierten Ansatz in Indien und 
Sri Lanka. Deshalb können Konzepte, 
die die Armen erreichen sollen, nicht 
allein marktbezogen sein. Das geht 
auch aus verschiedenen Analysen und 
Evaluierungen der Weltbank selbst, be-
ziehungsweise ihrer Evaluierungsabtei-
lung OED, hervor. Vor diesem Hinter-

Konzepte, die die Armen errei-
chen sollen, können nicht allein 
marktbezogen sein. Deshalb 
ist es nicht akzeptabel, dass die 
Weltbank mit ihrer Wassersek-
torpolitik nun auch die ländli-
chen Bereiche voll kommerziali-
sieren will.
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Weltbank19 

• Die Verwirklichung des Menschenrechts auf Wasser, in Zusammenarbeit mit den 
Trägern öffentlicher Verantwortung in den Empfängerländern, sollte der Ausgangs-
punkt der Weltbank-Politik sein. Dabei sollten die Gewährleistung des Zugangs, die 
gerechte Verteilung und der nachhaltige Ressourcenschutz im Zentrum stehen.

• Die Weltbank sollte veranlassen, dass sämtliche Reformen des Wassersektors, an 
denen sie beteiligt ist oder die sie initiiert, rechtzeitig in der Öffentlichkeit diskutiert 
werden.

• Die Weltbank sollte zusammen mit Regierungen, der Zivilgesellschaft, Vertretern 
lokaler Organisationen und Rechtsexperten ein Konzept über ihre künftige Rolle 
bei der Umsetzung des Menschenrechts auf Wasser definieren. 

• Die Weltbank sollte Abstand von rein marktgestützten Systemen der Wasserversor-
gung nehmen, da es die Macht einflussreicher gesellschaftlicher Kräfte und privater 
Unternehmen über die Verteilung und den Zugang zu Wasser stärkt und den Ein-
fluss marginalisierter Bevölkerungsgruppen schwächt.

• Die Bedeutung demokratisch gewählter öffentlicher Institutionen im Wassersektor 
sollte gestärkt statt weiter geschwächt werden.

• Die Weltbank sollte Staaten und Regierung weiterhin direkt bei der Bereitstellung 
von Dienstleistungen unterstützen.

19 Die hier aufgeführten Empfehlungen schlie-
ßen an die Ergebnisse dieser Studie an und 
speisen sich aus Dokumenten und Deklarati-
onen von Wasseraktivisten aus Sri Lanka und 
Indien. Unter anderem seien hier das Memo-
randum der Alliance for Protection of Natural 
Resources and Human Rights, Sri Lanka, von 
Dezember 2003 und die Erklärung der People’s 
World Water Movement, Indien, Januar 2004, 
genannt.

grund ist es weder verständlich noch 
akzeptabel, dass die Weltbank mit ih-
rer Wassersektorpolitik nicht nur wei-
ter macht wie bisher, sondern nach den 
Metropolen nun auch die ländlichen 
Bereiche des Südens voll kommerziali-
sieren will.

Stattdessen sollte die Weltbank den 
neuesten Diskussionsstand aufnehmen, 
wie er sich unter anderem im ECO-
SOC-Rechtskommentar zum Men-
schenrecht auf Wasser widerspiegelt 
(siehe Box 4). Demnach ist die Wasser-
versorgung eine Angelegenheit öffent-
licher Verantwortung. Deshalb reicht 
es nicht, wenn der Staat nur als Regu-
lierer fungiert. Vielmehr muss er seine 
Verantwortung auch als Gewährleis-
ter der Daseinsvorsorge übernehmen 
und seinen Verpflichtungen vor allem 
gegenüber den schwächsten Bevölke-
rungsgruppen nachkommen. Das Kon-
zept der Kostendeckung kann in die-
sem Zusammenhang nicht auf die in-
dividuelle Gebührenleistung reduziert 
werden, sondern sollte regeln, wie eine 
Gesellschaft als Ganze die Mittel dafür 

aufbringt, um allen Bürgern Zugang zu 
einer ausreichenden Versorgung zu ge-
währleisten. Das kann individuelle Ge-
bühren genauso umfassen wie Steuer-
erleichterungen und Subventionen. Je-
doch schließt das Menschenrechtsge-
bot aus, dass die öffentliche Verant-
wortung durch die individuelle Zah-
lungsfähigkeit ersetzt wird.

Solange diese grundsätzlichen An-
forderungen nicht erfüllt werden, rei-
chen einzelne positive Ansätze im Welt-
bankkonzept nicht aus. So ist zum Bei-
spiel die Dezentralisierung nur dann 
erfolgversprechend, wenn sie von ei-
nem substanziellen Ressourcentrans-
fer auf die subsidiäre Ebenen begleitet 
wird, der ermöglicht, dass die öffent-
liche Verantwortung im Wasserbereich 
durch Verbrauchergruppen oder loka-
le Organisationen und Institutionen 
wahrgenommen werden kann.

Auf die Partizipation angewendet 
bedeutet die staatliche Verpflichtung 
zur universellen und flächendeckenden 
Versorgung mit Wasser, dass jegliches 
Partizipationskonzept daran gemessen 
werden muss, inwieweit es die politisch 
und wirtschaftlich von Entscheidungen 
und vom Markt Ausgeschlossenen ef-
fektiv einbezieht.

Letztendlich ist tatsächlich ein Pa-
radigmenwechsel bei der Weltbank 
erforderlich, aber ein anderer, als ihn 
die Bank proklamiert: Anstatt die Po-

Die Weltbank sollte Wasser, wie 
im Rechtskommentar der Ver-
einten Nationen dargelegt, als 
ein Menschenrecht betrachten. 
Dies kann individuelle Gebüh-
ren ebenso einschließen wie 
etwa Subventionen, schließt je-
doch aus, dass öffentliche Ver-
antwortung durch individuelle 
Zahlungsfähigkeit ersetzt wird.
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als einem Wirtschaftsgut oder einer 
Ware auszurichten und den Abbau und 
Rückzug öffentlicher Verantwortung 
zu fordern und voranzutreiben, sollte 
die Weltbank ihre Unterstützung dar-

auf konzentrieren, dass die öffentli-
chen Aufgaben besser und effizienter 
wahrgenommen werden, und dass sie 
von denen bezahlt werden, die es sich 
wirtschaftlich leisten können
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47Anhang

Internationale Wasserpolitik –  
Daten, Konferenzen, Organisationen

1981-1990 UN-Wasserdekade »Wasser für alle«

1992 Jan: Dublin-Konferenz »Wasser und Umwelt«

 Juni: UN-Konferenz Umwelt und Entwicklung, Rio de Janeiro

1993 Weltbank-Politikpapier »Wasserressourcen-Management«

1996  Gründung des Weltwasserrats (WWC) und der Globalen Wasser-Partner-
schaft (GWP) durch Weltbank, verschiedene Regierungen und Versor-
gungskonzerne

1997  1.Weltwasserforum (WWF), Marrakesh, organisiert vom Weltwasserrat

1999 Jan: Gründung der Weltwasserkommission (WCW) durch Weltwasserrat, 
UN-Organisationen, verschiedene Regierungen und Weltbank

2000 März: 2.Weltwasserforum, Den Haag

 UN-Millenniums-Erklärung

2001 Internationale Süßwasserkonferenz, Bonn

2002 UN-Gipfel für nachhaltige Entwicklung (WSSD), Johannesburg

 Sektorstrategie Wasserressourcen (WRSS) der Weltbank

2003 Internationales Jahr des Wassers

 Infrastruktur-Aktionsplan der Weltbank

 3.Weltwasserforum, Kyoto

2005-2015 2.UN-Wasserdekade
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48 Abkürzungen

CAS Country Assistance Strategy

CBO Community-Based Organization

CDD Community-Driven Development

CNES Citizens Network Essential Services

CWSSP Community Water Supply and Sanitation Project

DRA Demand-Responsive Approach

ECOSOC Economic and Social Council

GoI Government of India

GWP Global Water Partnership

IBRD International Bank for Reconstruction and Development

IDA International Development Agency

IFC International Finance Corporation

IMF International Monetary Fund

IRN International Rivers Network

MIGA Multilateral Investment Guarantee Agency

NGO Non-Governmental Organization

O&M Operation & Maintenance

OBA Output-based Aid

OED Operations Evaluation Department

PPP Public-Private Partnership

PRSP Poverty Reduction Strategy Paper

PSP Private Sector Participation

SANDRP South Asia Network on Dams, Rivers and People

UN United Nations

UNICEF UN-Children’s Fund

WCD World Commission on Dams

WCW World Commission on Water

WHO World Health Organization

WRSS Water Resources Sector Strategy

WSP Water and Sanitation Program

WSSD World Summit on Sustainable Development

WWC World Water Council
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